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Oftenbare Unrichtigkeit Von Regierungsrat Dr. Kirchner, Greiz 
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. Einführung, 
. Fehlerberichtigung $1 Abſatz 3 StAnpG gemäß, 
. Beiſpiele: 

a) Falſche Berechnung der Steuer, 
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1. Einführung 


8 92 Abſatz 3 AO gemäß können Schreibfehler, 
Rechenfehler und ähnliche offenbare Un- 
richtigkeiten auch nach der Bekanntgabe oder Ver⸗ 
fündung einer Verfügung berichtigt werden. Der 
Wortlaut dieſer Vorſchrift ift ſeit Beſtehen der Reichs⸗ 
abgabenordnung gleich geblieben. Die Möglichkeit 
der Fehlerberichtigung iſt aber durch 8 1 Abſatz 3 StAnp® 
erweitert worden. Maßgebend ſind die Richtlinien, die 
Staatsſekretär Reinhardt im Mai 1938 auf der Salz⸗ 
burger Umſchulungstagung aufgeſtellt hat. Die Richtlinien 
ſind in dem Vortrag „Beurteilung von Tatbeſtänden nach 
nationalſozialiſtiſcher Weltanſchauung“ enthalten. Hinweis 
auf Band 5 der Bücherei des Steuerrechts, Seiten 45 bis 49 
und 55 bis 61. 


Der Begriff der offenbaren Unrichtigkeit iſt bis zum 
Inkrafttreten des Steueranpaſſungsgeſetzes eng ausgelegt 
worden. Die offenbare Unrichtigkeit mußte einem 
Schreibfehler oder einem Rechenfehler ähnlich 
ſein. Es durfte nicht die geringſte Möglichkeit beſtehen, daß 
die falſche Verfügung durch einen Rechtsirrtum ver⸗ 
anlaßt worden war. Die Rechtskraftwirkung einer 

erfügung wurde der richtigen und gerechten Be⸗ 
teuerung übergeordnet. 


2. Fehlerberichtigung § 1 Abſatz 3 StAnpG gemäß 


5.1 Abſatz 3 StAnpG gemäß iſt es mit dem Grundſatz 
der Gleichmäßigkeit der Beſteuerung und mit der Volks⸗ 
anſchauung grundſätzlich unvereinbar, daß es zum Nachteil 
des Volksganzen bei ungerechtfertigten Steuervorteilen 
berbleibt. Staatsſekretär Reinhardt hat dazu aus⸗ 
geführt (Bücherei des Steuerrechts, Band 5 Seite 50): 


„Der Grundſatz der ſteuerlichen Gleichmäßigkeit. der 
dem allgemeinen Beurteilungsgrundſatz des § 1 Abſatz 3 


b) Verſehen bei der Ausfertigung einer Verfügung, 
e) Nichtbeachtung von anderen wichtigen Tatbeſtandsmerkmalen, 
d) Nichtbeachtung einer Vorſchrift, 

4. Auswirkung des § 1 Abſatz 3 StAnpG. 


StAnpG gemäß unbedingt gewahrt werden muß, be⸗ 
dingt, daß Fehler, ſoweit fie innerhalb der Verjährungs⸗ 
friſt aufgedeckt werden und mehr als eine Kleinigkeit 
bedeuten, berichtigt werden, und zwar Fehler zu⸗ 
gunſten des Steuerpflichtigen ſowohl als auch ſolche zu⸗ 
un gunſten des Steuerpflichtigen, und auch ohne 
Rückſicht auf die Rechtskraft der Veran⸗ 
lagung und ohne Rückſicht darauf, worauf der 
Fehler zurückzuführen iſt.“ 


Dem Beurteilungsgrundſatz des § 1 Abſatz 3 AO ge⸗ 
mäß ſind die Vorausſetzungen der Fehlerberichtigung ins⸗ 
beſondere gegeben: 


a) wenn einzelne wichtige Tatbeſtands merkmale 
oder Tatſachen, die aus den Akten oder Unter⸗ 
lagen hervorgehen, aus Verſehen nicht beachtet 
worden find und deshalb der Tatbeſtand unzu⸗ 
treffend beurteilt worden iſt, 


oder 


wenn eine Vorſchrift, über deren Auslegung kein 
Zweifel beſteht, aus Verſehen ü berhaupt nicht 
oder unrichtig angewendet worden iſt. 


Oo 
— 


3. Beiſpiele: 
a) Falſche Berechnung der Steuer 


A. Der Beamte entnimmt aus der Tabelle eine Ein⸗ 
kommenſteuer von 2 375 Reichsmark ſtatt 3 375 Reichs; 
mark (RStBl 1928 S. 96); 


B. Das Finanzamt vergreift ſich bei der Feſtſetzung der 
Steuer in der Steuerklaſſe (R Stel 1931 S. 141); 
C. Die Körperſchaftſteuer für eine Aktiengeſellſchaft wird 


nicht nach einem Satz von 20 v. H. feſtgeſetzt, ſondern 
von 10 v. H. (RStBl 1928 S. 100). 
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b) Verſehen bei der Ausfertigung einer 
Verfügung 


Das Finanzamt gibt in der Verfügung über die Aus⸗ 
fertigung einer Einſpruchsentſcheidung eine falſche 
Blattzahl an. Der Steuerpflichtige erhält daraufhin 
nicht die Abſchrift der Einſpruchsentſcheidung über den 
Einheitswert vom 1. Januar 1925, die ihm zugehen 
ſollte, ſondern vom 1. Januar 1928 (RStBl 1933 S. 39); 


B. Das Finanzamt bezeichnet die Veranlagung auf dem 
Berechnungsbogen als vorläufig. Auf dem 
Steuerbeſcheid unterbleibt der Vermerk 
(RStBl 1935 S. 579). 


c) Nichtbeachtung von anderen wichtigen 
Tatbeſtandsmerkmalen 


Das Finanzamt übernimmt bei der Feſtſtellung des auf⸗ 
bringungspflichtigen Betriebsvermögens nicht Grund⸗ 
ſtücke, deren Einheitswerte durch Feſtſtellungs⸗ 
8 200 ide mitgeteilt worden find (RStBl 1934 


B. Der Anteil eines Steuerpflichtigen an einer Erben⸗ 
gemeinſchaft beträgt nach dem Feſtſtellungsbeſcheid drei 
Sechzehntel. Das Finanzamt ſetzt bei der Vermögen⸗ 
ſteuerveranlagung verſehentlich nur ein Sechzehntel an 
(RStBl 1936 S. 210); 


C. Ein Steuerpflichtiger erklärt neben anderen Einkünften 
auch ſolche aus Vermietung und Verpachtung. Das 
Finanzamt überſieht dieſe Einkünfte und veranlagt 
den Steuerpflichtigen nur mit den anderen Ein- 
fünften (RStöbl 1931 S. 380); 


D. Ein Steuerpflichtige reicht mit feiner Steuererklärung 
eine Bilanz ein, die einen Gewinn von 19 394 Reichs⸗ 
mark answeift. In der Steuererklärung iſt der gewerb⸗ 
liche Gewinn falſch mit 14 394 Reichsmark angegeben. 
Das Finanzamt veranlagt den Steuerpflichtigen nach 
1 der Steuererklärung (RStBl 1933 


E. Das Finanzamt geht bei der Berechnung des Einkom⸗ 
mens nicht von dem Betrag aus, den der Steuerpflichtige 
als ſeine Einkünfte aus nichtſelbſtändiger Arbeit an⸗ 
gegeben hat, ſondern — falſch — von dieſen Einkünften 
abzüglich Sachbezüge (RStBl 1934 S. 514); 
Ein Steuerpflichtiger gibt in ſeiner Einkommenſteuer⸗ 
erklärung die Geburtstage der zu ſeinem Haushalt ge⸗ 
hörenden beiden Kinder richtig an. Beide haben zu Be⸗ 
ginn des Steuerabſchnitts das einundzwanzigſte Lebens⸗ 
jahr vollendet. Das Finanzamt gibt trotzdem die Er⸗ 
mäßigung für das Kind, das im Vorjahr einund⸗ 
zwanzig Jahre alt geworden iſt (RStBl 
1935 S. 133); 

„Das Finanzamt übernimmt aus Verſehen bei Auf- 
ſtellung der Steuerſchlußbilanz nicht wie in den Vor⸗ 
jahren einen beſtimmten Ausgleichspoſten in 
die Aktiven (RStBl 1934 S. 1005); 


H. Das Betriebsvermögen eines Steuerpflichtigen 
iſt durch den Verzicht eines Gläubigers auf ſeine Forde 
rung größer geworden. Der Betriebsprüfer rechnet 
dieſe Vermögenserhöhung entgegen der in feinem Bes 
richt niedergelegten Rechtsauffaſſung dem ſteuerpflich⸗ 
tigen Gewinn nicht hinzu. Das Finanzamt 
übernimmt dieſen falſch berechneten Gewinn bei der 
Veranlagung (RStBl 1936 S. 951); 


1. Das Finanzamt erkennt nachträglich Abſchrei ⸗ 
bungen auf zweifelhafte Forderungen 
an. Es unterläßt aber, in dem jeweils folgenden Jahr 
die Bilanzen weiter zu entwickeln und das Anfangs ⸗ 
vermögen entſprechend zu ermäßigen. Die Ge⸗ 
winne werden infolgedeſſen zu niedrig feſtgeſetzt 
(RStBl 1937 S. 1117); 


K. Ein Steuerpflichtiger macht die Abſetzung eines Betrags 
für Verbindlichkeiten vom Gewinn geltend. Das Finanz ⸗ 
3 dem Antrag aus Verſehen ſtatt (RStBl 1937 


A. 


= 
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d) Nichtbeachtung einer Vorſchrift 


A. Das Finanzamt ſtellt das Vermögen eines Steuer⸗ 
pflichtigen zum 1. Januar 1933 neu feſt. Dieſe Neu⸗ 
veranlagung durfte nach der Verordnung vom 18. März 
1933 nicht vorgenommen werden (RStBl 1936 ©. 1107); 


B. Das Vermögen eines Steuerpflichtigen beträgt am 
1. Januar 1935 39 000 Reichsmark. Das Finanzamt ſtellt 
ihn von der Reichsfluchtſteuer frei, weil das Vermögen 
die Freigrenze von 50 000 Reichsmark nicht überſchreitet. 
Es beachtet nicht die Vorſchrift, daß Steuerpflichtige nur 
dann von der Reichsfluchtſteuer frei find, wenn das 
Vermögen auch am 1. Januar 1931 nicht mehr als 
50 000 Reichsmark betrug. Das Vermögen war zum 
1. Januar 1931 auf 51 300 Reichsmark feſtgeſtellt worden 
(RStBl 1937 S. 263); 


C. Die Abfindung für eine Witwenpenſion wird verſehent. 
lich nicht zur Einkommenſteuer herangezogen (RStBl 
1937 S. 1245); 


D. Ein Rechtsanwalt erhält für eine umfangreiche Konkurs. 
verwaltung eine Vergütung von 5 000 Reichsmark. Das 
Finanzamt zieht dieſen Betrag nicht zur normalen 
Einkommenſteuer heran, ſondern nach $ 34 EStG nur 
zu 15 v. H. (RStBl 1938 S. 809); 


E. Ein Finanzamt berechnet den Gewinn bei der Veräuße⸗ 
rung von GmbH Anteilen nicht durch Gegenüberſtellung 
des Veräußerungspreiſes und der Anſchaffungskoſten, 
ſondern durch Vergleich des Veräußerungspreiſes mit 
dem Wert der Anteile am Schluß des vorangegangenen 
Steuerabſchnitts (RStBl 1938 S. 890). 


4. Auswirkung des § 1 Abſatz 3 StAnpG; 


Der Reichsfinanzhof hat in der Zeit vor dem Gut⸗ 
achten vom 7. Auguſt 1936 (RStBl 1936 ©. 919) in einigen 
Fällen, in denen die fehlerhafte Sachbehandlung auf einem 
Rechtsirrtum beruhte, die Fehlerberichtigung abgelehnt. 
Dieſe Entſcheidungen können künftig nicht mehr an⸗ 
gewendet werden. 


In dem Gutachten vom 7. Auguſt 1936 weiſt der Reichs⸗ 
finanzhof ſelbſt auf die folgenden Fälle hin, die nach 8 1 
Abſatz 3 StAnpG anders hätten beurteilt und entſchieden 
werden müſſen. In den beiden Entſcheidungen hatte der 
Reichsfinanzhof eine Fehlerberichtigung abgelehnt, weil ein 
Rechtsirrtum des Finanzamts möglich geweſen wäre: 


A. Bei der Einkommenſteuerveranlagung 1931 eines 
Steuerpflichtigen wird nicht nur der Verluſt aus einem 
Gewerbebetrieb im Jahr 1931 abgeſetzt, ſondern auch 
der ganze gewerbliche Verluſt des Vorjahrs. Der Aus⸗ 
aleich des vorjährigen Verluſtes mit den anderen Ein⸗ 
fünften wird nicht beachtet (RStBl 1935 S. 1189); 


B. Eine Parzelle, die in den Akten als Bauland bezeichnet 
iſt, wird nicht als hochwertiges Bauland, ſon⸗ 
dern als landwirtſchaftliches Grundſtück be⸗ 
wertet (RStBl 1935 S. 1507). 


In den folgenden Fällen hat der Reichsfinanzhof 
— vor dem Inkrafttreten des Steueranpaſſungsgeſetzes — 
eine Fehlerberichtigung abgelehnt. Nach dem Gut⸗ 
achten vom 7. Auguſt 1936 hätte auch hier eine Fehler⸗ 
berichtigung vorgenommen werden müſſen: 


A. Ein Steuerpflichtiger gibt in der Einkommenſteuer⸗ 
erklärung einen Spekulationsgew inn an. 
Dieſer Gewinn wird bei der Veranlagung ver 
S nicht berückſichtigt (RStBl 1929 

570); 


B. In der Schlußbilanz eines Steuerpflichtigen werden die 
Entnahmen unter den Aktiven ausgewieſen. Dieſe 
Schlußbilanz wird ungeändert der Feſtſtellung des 
Anfangsvermögens des nächſten Jahres 
zugrunde gelegt (RStBl 1929 S. 589); 


C. Die Zuſammenveranlagung eines Steuer⸗ 


pflichtigen mit ſeiner Frau und ſeinen minderjährigen 
Kindern wird unterlaſſen (RStBl 1928 S. 125). 
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Die Geschäftsveräußerung in der Gewerbesteuer 


Von Regierungsrat e He, Lehrer an der Reichsfinanzschute Pörtschach 


aha; 


J. Einführung, 

2. Unveränderte Fortführung des Gewerbebetriebs 
oder Neugründung. 

3. Entjudung und Neugründung, 

4. Firmenwechſel, 


1. Einführung 

Die Veräußerung eines Gewerbebetriebs führt oft zu 
ſchwierigen ſteuerrechtlichen Fragen. Die wirtſchaftliche Be⸗ 
deutung einer Geſchäftsveräußerung für die Perſon des 
Unternehmers hat den Geſetzgeber veranlaßt, dieſe Fragen 
auf dem Gebiet der Einkommenſteuer einer be- 
ſonderen geſetzlichen Regelung zu unterwerfen. Hinweis 
auf 8 16 und § 34 EStG. Anders liegt der Fall bei der 
Gewerbeſteuer. 

Die Gewerbeftener iſt eine Sachſteuer. Sie knüpft 
an das Beſtehen eines Gewerbebetriebs an. Die 
P erſon des Unternehmers und ſeine Leiſtungsfähigkeit 
ſind ihr gleichgültig. Denigemäß läßt die Veräußerung eines 
Gewerbebetriebs die Beſteuerungsgrundlagen 
(Gewerbeertrag und Gewerbekapital) grundſätzlich unbe⸗ 
rührt. Die Steuerſchuld bleibt unverändert, 
nur der Steuerſchuldner wechſelt (85 GewStG). 
Dieſer Grundſatz kann aber nur gelten, wenn der Steuer⸗ 
gegenſtand der gleiche geblieben iſt. Der Betriebs⸗ 
nachfolger muß das Geſchäft unverändert fortführen. 
Andert ſich die Weſensart des Betriebs, jo iſt der 
Geſchäftserwerb als Neugründung anzuſehen. 


2. Unveränderte Fortführung des Gewerbebetriebs oder 
Neugründung 

Die Entſcheidung der Frage, ob mit dem Inhaber⸗ 
wechſel eine Neugründung verbunden iſt, oder ob der 
Betriebsnachfolger das Unternehmen unverändert fort⸗ 
führt, kann zu erheblichen Unterſchieden in der Höhe der 

eſteuerung führen. 

Maßgebend für die Gewerbeſteuer find der Gewerbe⸗ 
ertrag des Wirtſchaftsjahres, das dem Erhebungszeit⸗ 
raum unmittelbar vorangegangen iſt (§ 10 Abſatz 1 
GewStG), und das Gewerbe kapital, das ſich auf Grund 
des zuletzt feſtgeſtellten Einheitswerts ergibt (8 12 Abſatz 5 
GewStG). 


Der Betriebs nachfolger hat bei Annahme eines 
unverändert fortgeführten Betriebs die Gewerbeſteuer nach 
dem Ertrag zu entrichten, den der Veräußerer im Vor⸗ 
lahr erzielt hat, und nach dem Gewerbekapital, das 
auf dem zuletzt feſtgeſtellten Einheitswert beruht (85 
Abſatz 2 GenStb). Wird hingegen eine Neugründung 
angenommen, ſo iſt das mutmaßliche Ergebnis der 
auf die Neugründung folgenden erſten zwölf Monate 
als Gewerbeertrag ($ 10 Abſatz 3 GewStG) und das in 
dieſem Zeitpunkt tatſächlich vorhandene Ge⸗ 
werbekapital der Berechnung der Gewerbeſteuer zu⸗ 
grunde zu legen (823 der Zweiten GewSt DV). i 

Dem Preußiſchen Gewerbeſteuerrecht gemäß war eine 
Neu gründung anzunehmen, wenn mit dem Inhaber⸗ 
wechſel eine weſenkliche Anderung des Be⸗ 

riebs verbunden geweſen war. Das Preußiſche Oberver⸗ 
waltungsgericht führt in einer grundlegenden Entſcheidung 
(RuPrVBl. Bd. 51 S. 167) dazu das folgende aus: 

„Soll der Inhaberwechſel beachtlich ſein, alſo der vom 
früheren Inhaber erzielte Ertrag für den neuen Inhaber keine 
Bedeutung haben, ſo iſt Vorausſetzung, daß das neue Unter⸗ 
nehmen nicht etwa nur Fortführung des früheren iſt, ſondern 
daß mit dem Inhaberwechſel eine weſentliche Anderung des 
Betriebs ſtattgefunden hat.“ 


Eine ſolche weſentliche Anderung des Betriebs liegt der An⸗ 
ſicht des Preußiſchen Oberverwaltungsgerichts gemäß vor, 
wenn das neue Unternehmen wirtſchaftlich als ein ganz 
anderes erſcheint als das frühere. Tiefe Rechtsgrundſätze 
gelten auch für das neue Reichs gewerbeſteuer⸗ 


5. Auderung der Ertragsausſichten, 
6. Anderung der Rechtsform, 

7. Weſentliche Betriebsänderung, 
Veräußerungsgewinn und Veräußerungsverluſt, 
. Verfahrensrechtliches. 


recht. Die Gewerbeſteuer⸗Richtlinien 1988 Abſchnitt VIII 
Abſatz 4 beſtimmen das folgende: 

„Ob eine weſentliche Anderung vorliegt, beurteilt 
ſich nach den Umſtänden des einzelnen Falls. Maßgebend 
iſt das Geſamtbild, das der Betrieb vor und nach 
dem Inhaberwechſel bietet. Die Entſcheidung iſt darauf 
abzuſtellen, ob nach der Verkehrsauffaſſung 
der Betrieb nach dem Inhaberwechſel als ein völlig 
neuer Betrieb oder als Fortſetzung des alten 


Betriebs — wenn auch in eingeſchränktem oder er⸗ 
weitertem Umfang — anzuſehen iſt. Beim Erwerb 


eines Unternehmens durch einen Dritten iſt, wenn 
der Betrieb fortgeführt wird, in der Regel eine im 
weſentlichen unveränderte Fortführung des Be⸗ 
triebs anzunehmen.“ 

3. Entjudung und Neugründung 

Die Deutſche Wirtſchaft iſt in den letzten Jahren ent⸗ 

judet worden. Viele jüdiſche Gewerbebetriebe ſind in die 

Hände ariſcher Unternehmer übergegangen. In vielen 

dieſer Fälle entſtand die Frage, ob eine Neugründung oder 

eine unveränderte Fortführung des Betriebs vorlag. Der 

Betriebsnachfolger erhebt in dieſen Fällen oft die folgenden 

Einwendungen gegen die Annahme einer unveränderten 

Fortführung: 

1. Der frühere Betriebsinhaber ſei Jude geweſen, er ſelbſt 
ſei Arier. Ein jüdiſcher und ein ariſcher Betrieb könnten 
nicht weſensgleich ſein. 

Dieſer Einwand geht fehl. Die Gewerbeſteuer iſt 
eine Sachſteuer. Sie erfaßt den Betrieb als 
ſolchen, nicht aber den Betriebsinhaber. Die 
Perſon des Betriebsinhabers und ſeine Raſſezugehörig⸗ 
keit ſind für ſie gleichgültig. £ x 

2. Der Geſchäftsfreundekreis (Lieferer und Kun⸗ 
den) habe ſich geändert. Früher habe er nur ans Juden 
beſtanden, jetzt ſei er ariſch. , 

Dieſes Vorbringen iſt ebenfalls unbeachtlich. Die 
Weſensart eines Betriebs wird durch die Anderung des 
Geſchäftsfreundekreiſes nicht beeinträchtigt. Der 
Juwelier bleibt Juwelier, das Hotel bleibt Hotel, auch 
wenn der Geſchäftsfreundekreis ſich infolge des Inhaber⸗ 
wechſels ändert. 

3. Er habe alle jüdiſchen Angeſtellten entlaſſen und dafür 
ariſche eingeſtellt. 

Dieſer Einwand iſt aus den gleichen Gründen ohne 
Bedeutung. 


4. Firmenwechſel 


Mit dem Wechſel des Betriebsinhabers iſt oft eine 
Anderung der Firma verbunden. Dieſe Firmen⸗ 
änderung gibt zwar dem Kunden zu erkennen, daß er es jetzt 
mit einem neuen Geſchäftsinhaber zu tun hat, ſie berührt 
aber allein für ſich noch nicht die Weſensart des Betriebs. 
Rein äußerliche Veränderungen des Betriebs, wie Firmen⸗ 
wechſel oder Verlegung der Geſchäftsräume, ſind für die Ge⸗ 
werbeſteuer ohne Bedeutung. Es iſt allein darauf abzu⸗ 
ſtellen, ob wirtſchaftlich betrachtet ein neuer Betrieb 
entſtanden iſt. Die Anderung der Firma hat auf die wirt⸗ 
ſchaftliche Geſtaltung des Betriebs keinen Einfluß. 
Hinweis auf Abraham: Praktiſcher Führer durch das Ge⸗ 
werbeſteuerrecht S. 379. 


5. Anderung der Ertragsausſichten 


Ein Betrieb iſt kein toter Gegenſtand. Er ſpiegelt den 
Geiſt, die Arbeitskraft und auch die Kapital 
kraft des Unternehmers wider. Dieſe Kräfte, von denen 
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der Betrieb im weſentlichen lebt, find bei jedem Unter: 
nehmer verſchieden. Der Wechſel eines Unternehmers führt 
demgemäß in vielen Fällen zu einer Anderung der Ertrags⸗ 
ausſichten, die allerdings nur inſoweit vorausſehbar iſt, als 
es ſich um die Anderung der Arbeitskraft oder der 
Kapitalkraft handelt. 

Tritt die Anderung nach außenhin weſentlich 
in Erſcheinung, ſo führt der Inhaberwechſel zu einer 
Neugründung. 

Beiſpiel: 
Ein Dampfbootunternehmer veräußert ſeinen aus zwei 
Dampfern beſtehenden Betrieb. Der Erwerber iſt kapftal⸗ 
kräftiger. Er kauft acht Dampfer hinzu. 


Hier wird nicht etwa der alte Betrieb in erweitertem 
Umfang fortgeführt, ſondern die Verkehrsauffaſſung erblickt 
in einer ſolchen Erweiterung eine Neugründung. 

War die Anderung des Betriebsvermögens nach außen⸗ 
hin nicht erkennbar, ſo kam nach der bisherigen Recht⸗ 
ſprechung des Preußiſchen Oberverwaltungsgerichts eine 
Neugründung nicht in Betracht. Hinweis auf das OVG⸗ 
Urteil in RuPrVBl Bd. 51 S. 167 und Abraham S. 381. 
Beiſpiel: 

Der Erwerber des Dampfbootunternehmens führt den 
Betrieb mit den zwei Dampfern weiter und legt ſein über⸗ 
ſchüſſiges Kapital verzinslich an. 


Der Reichsfinanzhof ſcheint aber für das neue Reichs⸗ 
gewerbeſteuerrecht einen anderen Weg einzuſchlagen. Er 
mißt auch den inneren Veränderungen eines Betriebs 
Bedeutung bei, wenn fie weſentlicher Natur find. In dem 
Urteil vom 30. November 1938 (RStBl 1939 S. 214) be⸗ 
handelt der Reichsfinanzhof die Gründung einer Familien⸗ 
geſellſchaft. Ein alternder Vater hatte mit ſeinen drei 
Söhnen eine Offene Handelsgeſellſchaft gegründet. Die 
Söhne waren bisher als Angeſtellte in dem väterlichen Ge⸗ 
ſchäft tätig geweſen. Der Reichsfinanzhof führt dazu das 
folgende aus: 

„Mit dem Eintritt der Söhne als Geſellſchafter waren 
dieſe ab 1. Januar 1937 nicht mehr Arbeitnehmer 
und ihre Bezüge, die in den Geſamtausgaben des Unter⸗ 
nehmens einen weſentlichen Poſten dargeſtellt hatten, nicht 
mehr Betriebsausgabe, ſondern Entnahmen der 
Geſellſchafter. Wenn auch der Betrieb nach außenhin 
in der bisherigen Art mit den gleichen Artikeln, mit dem über⸗ 
nommenen Warenlager, der alten Kundſchaft und den bis⸗ 
herigen Lieferanten fortgeſetzt wurde, ſo trat doch dadurch, daß 
die bisher als Hauptarbeitskräfte tätigen Söhne nunmehr als 
Mitbeteiligte des Unternehmens angeſehen wurden, nicht 
nur ſteuerrechtlich, ſondern auch wirtſchaftlich eine weſentliche 
Anderung in der Fortführung des Betriebs ein, die gewerbe⸗ 
ſteuerrechtlich einer Neugründung ($ 22 Abſ. 1 GewStG) 
gleichzuſtellen iſt.“ 

Gegen dieſe Auffaſſung beſtehen Bedenken, die klar an 
das Tageslicht treten, wenn man den Fall etwas abwandelt: 
1. Der Vater ſtirbt. Seine bisher als Angeſtellte tätigen 
ar erben das Geſchäft und führen es gemeinſchaftlich 
ort. 

Der Vater ſtirbt. Seine Erben, die vorher nicht im 
väterlichen Geſchäft gearbeitet hatten, führen den Betrieb 
gemeinſchaftlich weiter. 


Im Fall 1 müßte der Rechtſprechung des Reichsfinanz⸗ 
hofs gemäß eine Neugründung angenommen werden. 
Der Sachverhalt iſt wirtſchaftlich dem vom Reichs⸗ 
finanzhof entſchiedenen Fall gleich. Im zweiten Fall wird 
unſtreitig eine unveränderte Fortführung vor⸗ 
liegen. Die Ertragsausſichten bleiben die gleichen, es ändert 
ſich nichts außer der Perſon des Inhabers. 

Dieſe unterſchiedliche Behandlung wird nicht gerecht⸗ 
fertigt ſein. Die für die Entſcheidung der Frage maßgeb⸗ 
liche Verkehrsauffaſſung ſieht in beiden Fällen den 
alten und den neuen Betrieb als weſensgleich an. Das 
Geſamtbild, das der Betrieb vor und nach dem Übergang 
auf den Erben bietet, hat ſich nicht geändert. Die Anderung 
der Ertragsausſichten durch Verminderung oder Erhöhung 
der Betriebskoſten (Umwandlung von Löhnen in Entnahmen 
oder umgekehrt) vermag das Geſamtbild, das ein Betrieb 
bietet, nicht zu beeinfluſſen. Das iſt ein innerbetrieblicher 
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Vorgang. Solche Vorgänge find der Betrachtung durch die 
Verkehrsauffaſſung entzogen. 

Selbſt wenn man aber der Verkehrsauffaſſung Einblick 
in innerbetriebliche Vorgänge gewähren wollte, dann wird 
ſie es als wirtſchaftlich gleich beurteilen, ob die 
Söhne des Unternehmers den Ertrag des Geſchäfts als 
Lohn oder als Gewinnanteil erhalten. 

Die Aufnahme eines Teilhabers durch den 
Alleininhaber eines Gewerbebetriebs, der in weit 
ſtärkerem Maß von der Perſönlichkeit des Unter⸗ 
nehmers abhängig iſt als gewöhnliche Gewerbebetriebe, 
iſt allerdings anders zu beurteilen. Der Reichsfinanzhof 
hat demgemäß mit Recht die Aufnahme eines Teilhabers in 
eine Agenturvertretung als Neugründung angeſehen (Urteil 
vom 21. Juni 1939, RStBl 1939 S. 891). 


6. Anderung der Rechtsform 


Über die Weſensgleichheit des neuen Unternehmens mit 
dem alten Unternehmen können ſich Zweifel ergeben, wenn 
ſich die Rechtsform ändert, unter der das Unter⸗ 
nehmen geführt wird, wenn aus einer Einzelfirma oder 
einer Offenen Handelsgeſellſchaft eine Aktiengeſellſchaft oder 
eine Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung wird, oder umge⸗ 
kehrt. Das Preußiſche Oberverwaltungsgericht hat früher 
den Standpunkt vertreten, daß dann von einer Gleich- 
heit der Unternehmen nicht mehr geſprochen werden 
könne, ſondern eine Neugründung vorliege (RuPrVBl 
Bd. 47 S. 350). Es hat dieſe Auffaſſung aber ſpäter erheb- 
lich eingeſchränkt und das folgende ausgeführt (RuPrVBl 
Bd. 51 S. 167 bis 168): 

„Soll der Inhaberwechſel beachtlich ſein (alſo der vom 
früheren Betriebsinhaber erzielte Ertrag für den neuen In⸗ 
haber keine Bedeutung haben), ſo iſt Vorausſetzung, daß das 
neue Unternehmen nicht etwa nur Fortführung des früheren 
Unternehmens iſt, ſondern daß mit dem Inhaberwechſel eine 
weſentliche Anderung des Betriebs ſtattgefunden 
hat. Das iſt nur anzunehmen, wenn wirtſchaftlich 
das neue Unternehmen als ein ganz anderes erſcheint als 
das frühere. Das kann der Fall 11 5 wenn die Rechts ⸗ 
form des Unternehmens eine andere geworden iſt, ins⸗ 
befondere, wenn an Stelle eines unbeſchränkt haftenden 
Einzelinhabers oder einer unbeſchränkt haftenden Offenen 
Handelsgeſellſchaft ein Rechtsträger getreten iſt, bei dem die 
Haftung den Gläubigern gegenüber beſchränkt iſt. Das iſt 
jedoch nicht allein entſcheidend, ſondern gilt nur als Regel, 
die durch die konkreten Verhältniſſe des Einzelfalls entkräftet 
werden kann.“ 


Dieſe Anſicht hat ſich der Reichsfinanzhof zu eigen 
gemacht (Urteil vom 21. Juni 1939, RStBl 1939 S. 891). 
Er ſieht auch in der ſteuerbegünſtigten Umwand⸗ 
lung einer Kapitalgeſellſchaft in eine Per⸗ 
ſonengeſellſchaft keinen Vorgang, durch den die 
Weſensart des Betriebs weſentlich verändert wird (Urteil 
vom 19. Oktober 1938, RStBl 1939 S. 6). 

Die Umwandlung hat auch keinen Einfluß auf die 
Steuermeßzahl. Die Steuermeßzahl iſt bei natür⸗ 
lichen Perſonen und Perſonengeſellſchaften niedriger als bei 
Kapitalgeſellſchaften. Hinweis auf § 11 Abſatz 2 GewStG. 
85 Abſatz 2 GewStG gemäß geht im Fall eines Wechſels 
des Unternehmers die Steuerſchuld für den Reſtdes Er- 
hebungszeitraums auf den Erwerber über. Der 
Gewerbeſteuerbeſcheid muß ſich demgemäß nach den Verhält⸗ 
niſſen richten, die am 1. April des Rechnungsjahrs be⸗ 
ſtehen, er muß § 210 a AO gemäß auf die Perſon des 
früheren Unternehmers zugeſchnitten ſein, der für den 
Beginn des Steuerjahrs der Steuerſchuldner iſt (NFS- 
Urteil vom 19. Oktober 1938, RStBl 1939 S. 6). 


7. Weſentliche Betriebsänderung 


Es ift eine auf den einzelnen Fall abzuſtellende, 
nicht allgemein zu entſcheidende Frage, ob mit dem 
Inhaberwechſel eine weſentliche Betriebsänderung verbun⸗ 
den iſt oder nicht. Die unveränderte Fortführung 
bildet die Regel, die Veränderung der Weſens⸗ 
art des Betriebs den Ausnahmefall. Solche Aus⸗ 
nahmen liegen zum Beiſpiel in den folgenden Fällen vor: 

Der Betriebsnachfolger ſtellt das Geſchäft von 

Großhandel auf Einzelhandel oder von Handel auf 
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Selbſtherſtellung um. Er ändert die Warengattung. Der 
Betriebsnachfolger eröffnet in den übernommenen Räu⸗ 
men ein Geſchäft, das mit dem früheren Betrieb in 
keinem Zuſammenhang ſteht. 


In allen dieſen Fällen hat ſich das Geſamtbild des Be⸗ 
triebs ſo grundlegend geändert, daß man nicht mehr von 
einer Weſensgleichheit des Betriebs vor und nach der Ge⸗ 
ſchäftsübernahme ſprechen kann. Der Inhaberwechſel führt 
hier ſtets zu einer Neugründung. 


8. Veräußerungsgewinn und Veräußerungsverluſt 


§ 7 GewSt gemäß iſt der Gewerbeertrag nach den 
Vorſchriften des Einkommenſteuergeſetzes zu er⸗ 
mitteln. Die Anwendung des Einkommenſteuergeſetzes kann 
jedoch wegen der Weſensart der Gewerbeſteuer als Sach⸗ 
ſteuer nur ſinngemäß erfolgen. Der Gewerbeſteuer 
kann nur das unterworfen werden, was ſich als Ertrag 
darſtellt. Ertrag iſt aber der Rechtſprechung des Preußiſchen 
Oberverwaltungsgerichts gemäß nur das, was durch einen 
beſtehenden Gewerbebetrieb hervorgebracht wird. Vor⸗ 
gänge, die außerhalb des Geſchäftsbetriebs liegen, 
müſſen bei der Feſtſtellung des ſteuerpflichtigen Ertrags 
außer Betracht bleiben (OVG Bd. 88 S. 53). Dem⸗ 
gemäß beſtimmen die Gewerbeſteuer-Richtlinien, daß die 
Vorſchriften des Einkommenſteuergeſetzes über die Ver⸗ 
äußerung des Betriebs bei der Ermittlung des Gewinns 
von natürlichen Perſonen und von Perſonengeſellſchaften 
für die Zwecke der Gewerbeſteuer nicht anzuwenden 
find. Hinweis auf Geiverbeftener-Nichtlinien 1938 Ab⸗ 
ſchnitt IX Ziffer 1. 

Was für den Veräußerungs gewinn gilt, muß ent- 
ſprechend auch für den Veräußerungs ver luſt gelten. Der 
für Zwecke der Einkommenſteuer feſtgeſtellte Gewinn darf 
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daher nicht in allen Fällen unverändert für die Ge⸗ 
werbeſteuer übernommen werden. Veräußerungs⸗ 
verluſte dürfen den Gewerbeertrag nicht mindern, ſie ſind 
für die Berechnung der Gewerbeſteuer auszuſcheiden. 


9. Verfahreusrechtliches 

Dem Preußiſchen Gewerbeſteuerrecht gemäß mußte die 
Gewerbeſteuer auf den Betriebsnachfolger umgeſchrie⸗ 
ben werden, wenn dieſer den Betrieb unverändert fort⸗ 
führte. Einer derartigen Umſchreibung bedarf es nach dem 
neuen Reichsgewerbeſteuerrecht nicht mehr. Der Ge- 
werbeſteuerbeſcheid richtet ſich $ 210 a Abſatz 1 Satz 1 AO 
gemäß ohne weiteres auch gegen den Betriebsnach⸗ 
folger. Das gleiche gilt für den Steuermeß⸗ 
beſcheid. Hinweis auf § 212 a und § 210 a AO. Man 
ſpricht hier von der dinglichen Wirkung des Steuer⸗ 
beſcheids. Es wird auch dem Nachfolger gegenüber feſt⸗ 
geſtellt, wieviel Gewerbeſteuer auf den Gewerbebetrieb ent⸗ 
fällt. Hinweis auf Reinhardt, Realſteuerreform S. 207. Der 
Betriebsnachfolger kann den Steuerbeſcheid § 240 AO ge⸗ 
mäß nur bis zum Eintritt der Rechtskraft an⸗ 
fechten. 

Will der Betriebsnachfolger geltend machen, daß mit 
dem Inhaberwechſel eine Neugründung verbunden 
geweſen iſt, oder wird der Betriebs vorgänger weiter⸗ 
hin zur Gewerbeſteuer herangezogen, weil die Gemeinde 
das Erlöſchen der Steuerſchuldnerſchaft nicht anerkennt, ſo 
hat auf ihren Antrag oder auf Antrag der Gemeinde das 
Finanzamt durch ſchriftlichen Beſcheid über die unveränderte 
Fortführung oder das Erlöſchen des Gewerbebetriebs zu 
entſcheiden (§ 225 b und § 226 AD). Gegen dieſe Beſcheide 
iſt 98 AD gemäß das ordentliche Rechtsmittelverfahren 
gegeben. 


88 UStG gemäß 


Von Obersteuerinspektor Ebert, Berlin, Reichsfinanzministerium 
Suhan! 


. Allgemeines, 

. Zuſätzliche Beſteuerung der Spinuwebereien, 

Beſteuerungsmaßſtab, 

. Zuſätzliche Beſteuerung der Lieferungen felbſthergeſtellter 
Garne und Gewebe im Einzelhandel, 

. Beſteuerungsmaßſtab und Steuerſatz, 

Zuſammentreffen der Zuſatzſteuer $ 54 und § 55 USt 
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gemäß, 
. Entlaftung einſtufiger Unternehmen, 


1. Allgemeines 

Die Zuſatzſteuer für mehrſtufige Unternehmen iſt bis⸗ 
her nur in der Textilwirtſchaft eingeführt. Die Regelung 
bringt unter dem Geſamtbegriff der Zuſatzbeſteuerung auf 
der einen Seite Maßnahmen zur Mehr belaſtung der 
mehrſtufigen Unternehmen, auf der anderen Seite Maß⸗ 
nahmen zur Ent laſtung der ein ſtufigen Unternehmen. 
Durch die Belaſtungen und Enklaſtungen fol ein Aus⸗ 
gleich der Umſatzſteuerbelaſtung in der Textilwirtſchaft 
— nicht eine Mehrbelaſtung — eintreten. Die Erzielung 
einer Mehreinnahme für das Reich durch die Zuſatzſteuer 
iſt nicht beabſichtigt. h 

Ein mehrſtufiges Unternehmen iſt ein nach Er⸗ 
zeugungſtufen gegliedertes Unternehmen, das zwei oder 
mehr der folgenden Stufen umfaßt: 

Vorbereitung (Wäſcherei, Kämmerei), 

Spinnen, Zivirnen, 

Weben. Wirken, Stricken, 

Veredeln (ausrüſten), 

Einzelhandel. 

Ein einſtufiges Unternehmen liegt vor, wenn nur 

eine Erzeugungſtufe den Geſchäftszweig des Unter: 
nehmens bildet. 


2. Zuſätzliche Beſteuerung der Spinnwebereien 
a) Stenergegenſtand 


Eine zuſätzliche Beſteuerung tritt bei den mehrſtufigen 
Unternehmen ein, menn Garne geſponnen werden und 


Anrechnung bei Lohnberedelungsauftraggebern, 

Ermäßigte Steuer für Eigenveredler oder Ausrüſter⸗Groß⸗ 

händler, 

10. Zuſammentreffen der Steuerbergünſtigungen § 56 und § 57 
ÜUSt Do gemäß, 

11. Buchnachweis, 

12. Mindeſtgrenze für die Erhebung der Zuſatzſteuer und für die 

Anwendung des Anrechnungsverfahrens. 


O 
zei“ 


dieſe Garne im Betrieb desſelben Unternehmers auch ver⸗ 
webt werden. Man ſpricht dann von einer Spinn⸗ 
weberei. Der Übergang der Garne aus der Abteilung 
Spinnerei in die Abteilung Weberei desſelben Unternehmers 
bildet den Gegenſtand einer Beſteuerung. Dieſer inner⸗ 
betriebliche Vorgang gilt als ſteuerpflichtige Lieferung und 
unterliegt damit zuſätzlich dem für die Spinnweberei allge⸗ 
mein gültigen Steuerſatz von 2 v. H. 

Dem Spinnen oder Weben im eigenen Betrieb ſteht 
gleich, wenn ein Anderer im Werklohn für den Unter⸗ 
nehmer ſpinnt oder webt, oder wenn die Spinnerei oder die 
Weberei als Organ $ 2 Abſatz 2 Ziffer 2 UStG gemäß an- 
zuſehen iſt — § 54 Abſatz 1 USt DB —. 


b) Garn und Gewebe 

Garn iſt das Erzeugnis der Spinnerei. Durch 
Zuſammenfaſſen und Zuſammendrehen von Faſern ver⸗ 
ſchiedener Länge wird ein Faden (das Garn) von be⸗ 
liebiger Länge und Stärke gebildet. Werden zwei oder 
1 Fäden (Garn) zuſammengedreht, ſo entſteht 

wirn. 

Verweben heißt herſtellen von Geweben (Stof⸗ 
fen) durch regelmäßige Verſchlingung rechtwinklig ſich 
kreuzender Fäden (Garn). Man bezeichnet die Längsfäden 
als Kette, die Querfäden als Schuß. 

Die Zuſatzſteuer wird nur erhoben, wenn die Garne 
enthalten: Baumwolle, Reißbaumwolle (früher 
als Kunſtbaumwolle bezeichnet), Schafwolle, Reiß 
wolle (früher als Kunſtwolle bezeichnet) oder Zel!⸗ 
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wolle. Es genügt, daß die Garne die hier bezeichneten 
Rohſtoffe mit enthalten. 

Kamelhaargarne oder Aſbeſtgarne fallen 
demgemäß nicht unter die Zuſatzſteuer. Garne aus Baum⸗ 
wollabfällen oder Garne aus Kamelhaar und Baumwolle 
unterliegen dagegen der zuſätzlichen Beſteuerung. Sie ent⸗ 
halten den Rohſtoff Baumwolle mit. 

Die Kunſtſeide bleibt von der Zuſatzbeſteuerung 
ebenfalls ausgenommen. Der Kunſtſeidenfaden wird nicht 
geſponnen, ſondern chemiſch hergeſtellt, obwohl man in 
der Kunſtſeidenfabrikation auch von einer Spinnerei ſpricht 
— 8 54 Abſatz 1 USt DB —. 

c) Wirkerei und Strickerei 

Die Zuſatzſteuer bleibt auf die Spinn weberei Der 
ſchränkt. Die mit einer Spinnerei verbundene Wirkerei 
oder Strickerei unterliegt nicht der Zuſatzſteuer. 

Wirkwaren und Strickwaren unterſcheiden ſich von ge⸗ 
webten Stoffen dadurch, daß fie Maſchengebilde find, 
die durch Reihen nebeneinanderliegender Fadenſchleifen je 
9585 einem Faden gebildet und miteinander verſchlungen 
werden. 


d) Ausnahmen von der Zuſatzbeſteuerung 

Unternehmer, die aus ſelbſtgeſponnenen Garnen Bän⸗ 
der, Filztücher, wollene Schlafdecken, Tep⸗ 
piche und Möbelſtoffe (abgepaßt oder als Meterware) 
oder Textilriemen aller Art weben, find von der zu⸗ 
ſätzlichen Beſteuerung ausgenommen — 8 54 Abſatz 2 
USDOB —. 2 

Zu den Filztüchern gehören Wollpreßtücher, Wollfilze 
und Baumwollfilze, auch kechniſche Frieſe genannt. 

Als wollene Schlafdecken ſind auch Woilache anzuſehen 
und auch Schlafdecken, wenn nur die Schußfäden vorherr⸗ 
ſchend aus wollenen Spinnſtoffen geſponnen ſind. Reißwolle 
und Zellwolle gelten als Wolle. 

Nicht begünſtigt ſind dagegen Abfa lldecken, 
Reiſeplaids und Autodecken. 

Die ſogenannten Cordgewebe (Cordeinlageſtoffe 
zur Herſtellung von Gummireifen) unterliegen ebenfalls 
nicht der Zuſatzſteuer. Die Cordgewebe werden in der 
Weberei aus Garnen hergeſtellt. Sie ſind aber nicht als 
Gewebe im Sinn des § 54 Abſatz 1 USt anzuſehen. 


3. Beſteuerungsmaßſtab 

Der bergang der Garne aus der Spin ⸗ 
nerei in die Weberei iſt als ſteuerpflichtige 
Lieferung anzuſehen. Als Entgelt gilt der Preis, 
den der Unternehmer am Ort und zur Zeit des übergangs 
in die Weberei für eine Lieferung von Garnen (oder Zwir⸗ 
nen) der gleichen oder ähnlichen Art zu zahlen haben würde. 
Es ſind die Preiſe der webfertigen Garne maßgebend. 

Der Rohgarnpreis iſt zugrunde zu legen, wenn 
Rohgarn in der Weberei verarbeitet wird. 

Die Koſten für das Färben oder ſonſtiges Ver⸗ 
edeln der Garne ſind dem Rohgarnpreis zuzurechnen, 
wenn gefärbte oder veredelte Garne verwendet werden. 

Andere Koſten, die zum Beiſpiel durch Trans ⸗ 
port der Garne bis zu ihrer Verwendung als webfertiges 
Garn entſtehen, ſind ebenfalls zu berückſichtigen. Sie ver⸗ 
teuern das webfertige Garn und müſſen im Preis des Garns 
zum Ausdruck kommen — 854 Abſatz 3 USt DB —. 


a) Sonderregelungen 

Eine Abfindung der Steuer kann eintreten, wenn 
ausreichende Grundlagen für die Ermittlung des Garn⸗ 
preiſes fehlen oder wenn andere Schwierigkeiten vorliegen 
— 854 Abſatz 5 USt DB —. 


b) Sonderregelung für die Baumwoll- 
induſtrie 

Für die Ermittlung der Preiſe von Baum⸗ 
wollgarnen kann von den Notierungen der Induſtrie⸗ und 
Handelsbörſe in Stuttgart ausgegangen werden. 

Aus Vereinfachungsgründen ſind für einzelne Stan⸗ 
dardqualitäten Grundpreiſe feſtgelegt worden, die vor 
wiegend in der Praxis der Preisberechnung zugrunde ge 
legt werden. Es iſt dabei unterſchieden zwiſchen: 


Deutsche Steuer-Zeltung und Wirtschaftlicher Beobachter / 29. Jahrg. Nr. 3 / 20. Januar 1940 


Baumwollgarnen aus Deviſenbaumwolle, 

Baumwollgarnen aus Reichsmarkbaumwolle, 

Miſchgarn (3. B. Baumwolle gemiſcht mit Zellwolle) aus 
Deviſenbaumwolle und 

Miſchgarn aus Reichsmarkbaumwolle. 


Wird die billigere Deviſenbaumwolle mit der teueren Reichs⸗ 
markbaumwolle gemiſcht, ſo iſt der Preis nach dem ge⸗ 
wogenen Mittel beider Garn⸗Grundpreiſe zu er⸗ 
rechnen. 

Die Koſten für das Färben, das Veredeln oder 
Zwirnen der Garne ſind in den Börſenpreiſen und 
Grundpreiſen nicht enthalten. Die dafür entſtehenden 
handelsüblichen Koſten müſſen den Börſenpreiſen und 
Grundpreiſen gegebenenfalls noch zugerechnet werden. 


c) Baumwollgarne 

Die Baumwollgarne werden nach den beiden Spinnber- 
fahren gegliedert in Dreizylinder⸗Garne und 

in Zweizylinder⸗Garne. 

Die Dreizylinder⸗Garne find die feineren, 
die Zweizylinder⸗Garne die gröberen Garne. 

Das einzelne Garn wird außerdem nach der Fein⸗ 
heit unterſchieden. Dieſe wird in einer Nummer zum 
Ausdruck gebracht. Z. B. 36er Dreizylinder⸗Garn bedeutet, 
daß 1 kg des Garns eine Länge von 36 000 Meter hat. 
100er Dreizylinder⸗Garn heißt, doß 1 kg Garn 100000 Meter 
Länge hat. Je höher die Nummer, um ſo feiner (dünner) 
der Faden. 


d) Sonderregelung für die Wollinduſtrie 


Die Wollinduſtrie kennt im Gegenſatz zur Baumwoll⸗ 
induſtrie Börſenpreiſe für Wollgarne nicht. Es können des⸗ 
halb Grundpreiſe für Garne gleicher Beſchaffenheit und 
Güte nicht feſtgeſetzt werden. 

Die Zuſatzſteuer für den Übergang der Wollgarne von 
der Spinnerei in die Weberei kann, abgeſehen von dem 
allgemein gültigen Beſteuerungsmaßſtab, auch von den 
eigenen Herſtellungskoſten der Garne berechnet 
werden oder für die Unternehmer der Tuch⸗ und Kleider⸗ 
ſtoffinduſtrie nach dem Abfindungsverfahren. 


e) Herſtellungskoſten 

Die eigenen Herſtellungskoſten, die der Berechnung der 
Ale zugrunde gelegt werden können, müſſen um⸗ 
aſſen: 

Matertalkoſten, 

Lohnkoſten, 

Betriebskoſten und k 

einen Zuſchlag von 10 v. H. auf die drei Koſtenarten. 


k) Abfindungsverfahren bei Spinn⸗ 
webereien 

Die Zuſatzſteuer im Abfindungsverfahren wird durch 
eine zuſätzliche Steuer zur allgemeinen Umſatzſteuer $ 7 
UStG gemäß erhoben. Sie beträgt 0,75 v. H. des verein⸗ 
nahmten oder vereinbarten Entgelts. Das Entgelt muß für 
eine Lieferung vereinnahmt oder vereinbart werden, die 
aus ſelbſt hergeſtellten Geweben beſteht. Beſteuerungsgrund⸗ 
lage bleibt der Übergang der Garne von der Spinnerei in 
die Weberei. Beſteuerungsmaßſtab iſt das Entgelt aus der 
Lieferung der ſelbſthergeſtellten Gewebe. 

Die Umſatzſteuer auf die Gewebelieferung beträgt dem⸗ 
nach bei Anwendung des Abfindungsverfahrens in der 
Regel 2 v. H. zuzüglich 0,75 v. H. Zuſatzſteuer = 2,75 v. H. 
des Entgelts. 

Den ſelbſthergeſtellten Geweben werden Gewebe gleich⸗ 
geſtellt, die ein Unternehmer durch einen Anderen im Werk⸗ 
lohn hat weben laſſen. 


9 Abfindungsverfahren bei Ausfuhr⸗ 

lieferungen 

Die Zuſatzſteuer von 0,75 v. H. iſt auch von den Ent⸗ 
gelten für Aus fuhrlie ferungen zu entrichten, wenn 
die Lieferung aus ſelbſtgeſponnenen Garnen und daraus 
ſelbſthergeſtellten Geweben beſteht. Die Lieferung ins Aus⸗ 
land iſt ein ſteuerbegünſtigter Vorgang für 
ſich, der die Beſteuerungsgrundlage der Zuſatzſtener nicht 
berührt. 
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h) Fe e eee und Verſicherungs⸗ 
oſten 

Der Zuſchlag von 0,75 v. H. iſt von dem Entgelt zu be- 
rechnen, das § 5 UStch gemäß den Beſteuerungs⸗ 
maßſtab bildet. Die Beförderungskoſten und die Ver⸗ 
ſicherungskoſten können vom Entgelt abgeſetzt werden, wenn 
die Vorausſetzungen dafür gegeben find — 8 49 Abſatz 1 
USt —. 

i) Kaufgarne 

In den Spinnwebereien werden oft neben den 
ſelbſt geſponnenen Garnen auch Garne in der Weberei ver⸗ 
arbeitet, die der Unternehmer von einem fremden Spin⸗ 
ner oder Garnhändler erworben hat (3. B. Effektgarne) 
Die Beſteuerungsgrundlage für die Zuſatzſteuer fehlt bei 
dieſen Kaufgarnen. Es handelt ſich nicht um Garne, die in 
der eigenen Spinnerei hergeſtellt und durch den Über- 
gang in die eigene Weberei den zuſatzſteuerpflichtigen Vor⸗ 
gang auslöſen, ſondern um gekaufte Garne, die in der 
Weberei verarbeitet werden. 5 

Die Zuſatzſteuer im Abfindungsverfahren wird vom 
Entgelt für die Lieferung berechnet. 

Der Unternehmer kann in ſeinem Betrieb ohne größere 
Schwierigkeiten die Lieferungen von Geweben aus ſelbſt 
geſponnenen Garnen, aus Kaufgarnen und aus beiden 
Arten von Garnen zuſammen nicht auseinander- 
halten. Er kann dadurch auch das Entgelt für die Kauf⸗ 
garnlieferungen, die nicht zuſatzſteuerpflichtig find, nicht 
ohne weiteres feſtſtellen. 

Es iſt daher für das Abfindungsverfahren angeordnet: 
Der Unternehmer kann 2 v. H. des Betrags, den er für den 
Erwerb der Kaufgarne im Voranmeldungszeitraum gezahlt 
hat, von dem errechneten Zuſatzſteuerbetrag abſetzen. 
Beiſpiel: 

Im Voranmeldungszeitraum find für 10 900 RM Garne 
gekauft worden. Der Unternehmer hat die Garne ſofort 
nach Kürzung von 2 v. H. Zahlungsabzug mit 9 800 RM 
bezahlt. Die vereinnahmten Entgelte betragen in dem gleichen 
Voranmeldungszeitraum 100 000 RM für Inlandslieferungen 
und 20 000 RM für Auslandslieferungen. 

Die Umſatzſteuer und die Zuſatzſteuer betragen: 

2 v. H. Umſatzſteuer auf 100 000 RM Inlands⸗ 
lieferiongene n 2000 RM 

0,75 v. H. Zuſatzſteuer auf 120 000 RM Inlands⸗ 
lieferungen und Auslandslieferungen. 900 Nabe 
2900 NM. 

Darauf find anzurechnen 2 v. H. bon 9 800 RM 
an darne nn 196 RM 
Es ſind zu zahlen . 2704 RM. 


Iſt der abzuſetzende Betrag in einem Voranmeldungs⸗ 
zeitraum höher als die Zuſatzſteuer, ſo hat der Ausgleich in 
dem folgenden Voranmeldungszeitraum, ſpäteſtens aber 
bei der Veranlagung ſtattzufinden. Es darf jedoch 
insgeſamt für Kaufgarne kein höherer Vetrag abgeſetzt 
werden, als der Geſamtbetrag der im Veranlagungszeit⸗ 
raum abgefundenen Zuſatzſteuerbeträge ausmacht. 

Der für Kaufgarn abzuſetzende Betrag von 2 v. H. iſt 
von dem tatſächlich gezahlten Kaufpreis der Garne zu be⸗ 
rechnen. Die Beförderungskoſten und die Verſicherungs⸗ 
koſten, die der Käufer zu tragen und zu zahlen hat, gehören 
zum Kaufpreis. 


k) übergang von der Verſteuerung nach 
Herſtellungskoſten zum Abfindungs⸗ 
verfahren und umgekehrt 

Ein Unternehmer, der die Zuſatzſteuer nach den Her⸗ 
ſtellungskoſten der Garne berechnet, kann zur Be⸗ 
rechnung der Zuſatzſteuer nach dem Abfindungsver⸗ 
fahren übergehen und umgekehrt. Die Ande⸗ 
rung der Verſteuerungsart darf nur zu Beginn eines 

Kalenderhalbjahres geſchehen und muß einen 

Monat vorher dem zuſtändigen Finanzamt angezeigt werden. 

Beim Übergang zum Abfindungsverfahren iſt eine 

Übergangsregelung zu treffen für die bereits verſteuerten 

Garnmengen, die beim Wechſel der Verſteuerungsart in der 

Weberei vorhanden ſind. 

Beim gg vom Abfindungsverfahren zur Ver- 
ſteuerung der Garnübergänge nach Herſtellungskoſten find 
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die Garne nachzuverſteuern, die beim Wechſel der Verſteue⸗ 
rungsart in der Weberei roh und halb oder fertig zu Ge⸗ 
webe verarbeitet noch vorhanden ſind. 

Außerdem find im Fall der Verſteuerung nach ver⸗ 
einnahmten Entgelten dielenigen Entgelte noch mit 
0,75 v. H. zu verſteuern, die für Lieferungen eingehen, die 
vor dem Wechſel bewirkt worden ſind. 


) Wollgarne 

Tie Wollgarne werden gegliedert in Kammgarne und 
Streichgarne. Kammgarne werden aus langen, nicht 
ſtark gekräuſelten Wollhaaren, die völlig parallel liegen, 
geſponnen. Streichgar ne werden aus kurzen, ſtark ge⸗ 
kräuſelten Wollhaaren, die wirr und verfilzt im Geſpinſt 
liegen, geſponnen. 

Die Feinheit der Garne wird wie bei den Baumwoll⸗ 
garnen durch Nummern bezeichnet. Die Bezeichnung eines 
Wollgarns mit 2/64 bedeutet, daß zwei Fäden zu einem 
Faden vereinigt find, von denen jeder einzelne Faden auf 
641000 Meter Länge 1 kg wiegt. 


J. Zuſätzliche Beſteuerung der Lieferungen ſelbſthergeſtellter 
Garne und Gewebe im Einzelhandel 


Die Verbindung von Einzelhandel mit einer 
Spinnerei, einer Weberei oder einer Spinnweberei in der 
Hand eines Unternehmers unterliegt eb enfalls einer 
Zu „bitener. 

Es ſoll ein Ausgleich dafür geſchaffen werden, daß ein 
Unternehmer, der den Einzelhandel mit einer Spin⸗ 
nerei, einer Weberei oder einer Spinnweberei verbindet, die 
Umſatzſteuer ſpart, die beim Nur» Einzelhändler in dem 
Erwerbspreis der Garne oder der Gewebe enthalten iſt. 

Die Zuſatſteuer wird erhoben auf die Lieferungen von 
ſelbſterzeugten Garnen oder Geweben aller Art im Einzel⸗ 
handel. Sie iſt nicht auf beſtimmte Rohſtoffe beſchränkt. 
Wirkwaren und Strickwaren fallen nicht darunter. 

Dieſe Zuſatzſteuer trifft hauptſächlich Verſandgeſchäfte 
mit eigenen Herſtellungsbetrieben und Verkäufe von Garn 
und Gewebe durch die Herſtellungsbetriebe an ihre Arbeiter 
und Angeſtellten. 

Ein Unternehmer, der im Einzelhandel liefert und die 
Garne oder Gewebe nicht ſeibſt ſpinnt oder webt, ſondern 
durch einen Anderen im Werklohn oder durch eine Organ⸗ 
geſellſchaſft § 2 Abſatz 2 Ziffer 2 USt® gemäß ſpinnen oder 
e unterliegt auch der Zuſatzſteuer — § 55 Abſatz 1 


5. Beſteuerungsmaßſtab und Steuerſatz 


Beſteuerungsmaßſtab iſt nicht das Entgelt für die Lie⸗ 
ferung, ſondern der Preis, den der Unternehmer aufzuwen⸗ 
den gehabt hätte wenn er die Garne oder Gewebe hätte 
erwerben müſſen. Das iſt der Handelspreis. 

In der Praxie wird oft das Entgelt als Beſteue⸗ 
rungsmaßſtab zugrunde gelegt. 

Die zuſätzliche Steuer beträgt 2 v. H. Sie wird neben 
der Steuer aus 87 UStG von 2 b. H. oder 2,5 v. H. erhoben. 
Fön die zuſatzſteuerpflichtigen Einzelhandelslieferungen ſind 
demgemäß 4 v. H. oder 4,5 v. H. zu entrichten. 


a) Selbſthergeſtellte Gewebe 

Die konfektionierten Artikel (3. B. die Liefe⸗ 
rungen ſelbſthergeſtellter ferliger Gardinen) gelten nicht 
als ſelbſthergeſtellte Gewebe. Werden aber ſelbſthergeſtellte 
Gardinen als Meterware im Einzelhandel geliefert, ſo 
{it dieſe Lieferung zuſatzſteuerpflichtig. 

Der Reichsminiſter der Finanzen hat ſich bei der Liefe⸗ 
rune von Knüpfteppichen im Einzelhandel aus Bil⸗ 
ligkeitsgründen damit einverſtanden erklärt, daß von der 
Erhebung der Zuſatzſteuer abgeſehen wird. 

Die ſogenannten Lohnteppiche dagegen, die ein 
Unternehmer im Auftrag von Privatkunden aus Stoff⸗ 
ſtreifen von alten Kleidern, Lumpen uſw. herſtellt, un ter ⸗ 
liegen der Zuſatzſteuer. Die Streifen werden ausſchließ⸗ 
lich als Schußfäden verwendet. Die Kettfäden liefert der 
Unternehmer. Es handelt ſich hier um eine zuſatzſteuer⸗ 
pflichlige Werklieferung — 83 Abiab 2 UStG —. 
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b) Einzelhandel 

Lieferungen im Einzelhandel find nach der Be⸗ 
griffsbeſtimmung der USt DB: 

Lieferungen, die keine Lieferungen im Großhande! 
ſind, und 

Lieferungen, bei denen der Unternehmer die Entgelte 
nicht getrennt nach Lieferungen im Einzelhandel 
und Großhandel aufgezeichnet hat. 

Als Großhandelslieferungen gelten § 11 
USIDB gemäß Lieferungen eines Gegenſtands von einem 
Unternehmer an einen anderen Unternehmer zur Verwen⸗ 
dung in deſſen Unternehmen, und zwar 

zur gewerblichen Weiterveräußerung, 
zur gewerblichen Herſtellung anderer Gegenſtände oder 
zur Bewirkung gewerblicher oder beruflicher Leiſtungen. 

Eine Einzelhandelslieferung liegt vor, wenn der Emp⸗ 
fänger der Lieferung die Gegenſtände zu Zwecken erwirbt, 
die außerhalb ſeiner gewerblichen oder beruflichen, d. h. 
wirtſchaftlichen, Tätigkeit liegen, alſo zum privaten Ge⸗ 
brauch oder Verbrauch — § 55 Abſatz 4 USt DB —. 


e) Eigenverbrauch 

Der Eigenverbrauch im Sinn des § 1 Ziffer 2 USt 
gilt nicht als Einzelhandelslieferung. Er iſt keine Liefe⸗ 
rung im Sinn des § 1 Ziffer 1 UStG. Eine Zuſatzſteuer⸗ 
pflicht entſteht für den Eigenverbrauch nicht. 


d) Mindeſtgrenze 

Die im §7 Abſatz 4 Ziffer 2 UStG genannten Unter- 
nehmer haben die erhöhte Umſatzſteuer von 2,5 v. H. (8 7 
Abſatz 4 UStch) nicht zu entrichten, wenn die Einzelhan⸗ 
delsumſätze im letzten vorangegangenen Kalenderjahr 
IE nicht überftiegen haben — $ 53 Abſatz 3 


Dieſe Mindeſtgrenze gilt für die Zuſatzſteuer für 
Lieferungen ſelbſthergeſtellter Garne und Gewebe im 
Einzelhandel nicht. 


e) Abfindungs verfahren 

Der Reichsminiſter der Finanzen iſt ermächtigt, auch 
für die Lieferungen im Einzelhandel die Berechnung der 
Zuſatzſteuer durch ein Abfindungsverfahren zuzulaſſen. Eine 
Anordnung iſt bisher nicht ergangen — § 55 Abſatz 5 
USt —. 


6. onen der Zuſatzſteuer $ 54 und $ 55 UStd. 
gemäß 

Unternehmer, die ſelbſthergeſtellte Gewebe im Einzel⸗ 
handel verkaufen und die Gewebe aus ſelbſtgeſponnenen 
Garnen herſtellen, unterliegen der Zuſatzſteuer $ 54 und 
§ 55 USt DB gemäß. Es find die Zuſatzſteuer für den über⸗ 
gang der Garne aus der Spinnerei in die Weberei und die 
Zuſatzſteuer für den Verkauf ſelbſthergeſtellter Gewebe im 
Einzelhandel nebeneinander zu entrichten. 

Die Steuer für die zuſatzſteuerpflichtigen Umſätze be⸗ 
trägt bei einem Unternehmer, der nach dem Abfindungs⸗ 
verfahren verſteuert: 


2 v. H. oder 2,5 v. H. Umſatzſteuer $ 7 UStG gemäß, 


v . Zuſatzſteuer § 55 UStIDB gemäß, 
0,75 b. H. Zuſatzſteuer S 54 USIDB gemäß, 


zuſ. 4,75 v. H. oder 5,25 v. H. 


7. Eutlaſtung einſtufiger Unternehmen 

Der ſteuerliche Ausgleich zur Erzielung einer gleich⸗ 
mäßigen Umſatzſteuerbelaſtung war wegen der verſchiedenen 
Betriebsformen nicht ausſchließlich durch die zuſätzliche Be⸗ 
ſteuerung zu löſen. Er geſchieht auch durch eine Ent⸗ 
laſtung von der Steuer (Steuervergünſtigung). 

Es gibt zwei Arten der Entlaſtung: das Anrech⸗ 
nungs verfahren und die Ermäßigung der Um⸗ 
ſatzſteuer. 

Durch das Anrechnungsverfahren wird der Lohnauf⸗ 
traggeber von der vom einſtufigen Veredlungsbetrieb (Lohn⸗ 
21 in der Regel auf ihn überwälzten Umſatzſteuer ent⸗ 
laſtet. 

Die Ermäßigung der Umſatzſteuer geſchieht bei 
Eigenveredlern und den Ausrüſter⸗ Großhändlern. 


den 


8. Anrechnungsverfahren bei Lohnveredlungsauftraggebern 


a) Vorausſetzung und Umfang der Steuer- 
bergünftigung 

Jeder Unternehmer iſt berechtigt, von feiner Umſatz⸗ 
ſteuer einen Betrag von 2 v. H. der Veredlungslöhne zu 
kürzen, die er an einen Lohnveredler gezahlt hat. Der 
zu kürzende (anzurechnende) Betrag iſt von dem tatſäch⸗ 
lich für die Veredlung gezahlten Rechnungsbetrag zu 
berechnen. 

Die Kürzung iſt von der Steuer des Voranmeldungs⸗ 
zeitraums (Veranlagungszeitraums) vorzunehmen, in dem 
der Veredlungslohn gezahlt worden iſt. Sit die anzurech⸗ 
nende Steuer höher als die vom Unternehmer zu ent⸗ 
richtende Umſatzſteuer (z. B. bei großen Ausfuhrliefe⸗ 
rungen), ſo iſt der Mehrbetrag zu erſtatten. 

Das Anrechnungsverfahren iſt nicht auf die Veredlung 
von Garnen oder Geweben, auf Spinner oder Weber oder 
anf beſtimmte Rohſtoffe beſchränkt. Jeder Unternehmer 
kann es beanſpruchen. Er muß nur Textilerzeugniſſe durch 
einen Anderen im Werklohn veredeln laſſen. 

Als Textilerzeugniſſe kommen ohne Rückſicht auf die 
Rohſtoffzuſammenſetzung in Betracht: 


Textilrohſtoffe aller Art, Vorgeſpinſte, Garne, Zwirne, 
Gewebe, Bänder, Wirk- (Trifot-) und Netzſtoffe, Wirk: 
(Trikot⸗) und Netzwaren, Spitzen, Stickereien oder Poſa⸗ 
mentierwaren — 8 56 Abſatz 1 USt —. 


b) Frachtauslagen und andere Beförde⸗ 
rungsauslagen 

Die Frachtauslagen oder anderen Beförde⸗ 
rungsauslagen, die eine Veredlungsanſtalt (Lohnveredler) 
einem Unternehmer in Rechnung ſtellt, gehören nicht zum 
Veredlungslohn. Der Unternehmer darf nur von dem um 
dieſe Auslagen gekürzten Veredlungslohn 2 v. H. auf 
ſeine Umſatzſteuer anrechnen. 

Etwaige Frachtvergütungen, die vou den Ver⸗ 
edlungsanſtalten dem Unternehmer nachträglich gewährt 
werden, ſind vom Veredlungslohn ebenfalls zu kürzen und 
damit nicht anrechenbar. 


e) Veredlungsarbeiten 

Die für das Anrechnungsverfahren zugelaſſenen Ver⸗ 
edlungsarbeiten find im § 56 Abſatz 2 NUSIDB erſchöpfend 
aufgeführt, und zwar: 


Abkochen, Appretieren, Aufſchneiden, 

Bearbeiten oder Verarbeiten von Geweben zu Waren der 
Zolltarifnummern 506 A bis D (z. B. zu Buchbinder⸗ 
zeugſtoffen, Pausgeweben, Wachstuch, Oltuch oder 
Ledertuch), 

Bedrucken, Bleichen, 

Dekatieren, 

Entfetten, 

Färben, f 

Gaufrieren, Glätten, 

Haſpeln, 

Imprägnieren, 55 

Kalandern, Kämmen, Karboniſieren, 

Lüſtrieren, m 

Merzeriſieren, Moirieren, 

Noppen, 

Rauhen, 5 5 

Säumen, Scheren, Schlichten, Sengen, Sortieren, Spulen, 

Walken, Waſchen, 

Zwirnen. 


Als Säumen iſt nur das Herſtellen einer ein⸗ 
fachen Randbenähung mit oder ohne Umbiegen des 
Geweberandes anzuſehen (3. B. der gewöhnliche Steppſaum, 
der Unionſaum und der einfache Hohlſaum). Jede wei⸗ 
tere Saumart fällt nicht mehr unter die zugelaſſene Ver⸗ 
edlung. Auch das Zuſammennähen von zwei Lagen eines 
Gewebes gilt nicht als Säumen. 

In verſchiedenen Erlaſſen hat der Reichsminiſter der 
Finanzen Veredlungsvorgänge, die unter einer an deren 
Bezeichnung erfolgen, den anrechnungsfähigen gleichgeſtelll 
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Beſpritzen von Geweben Bedrucken, 8 

Bürſten und Wachſen in der, Velvetfabrikation — Glät⸗ 
ten, Lüſtrieren und Appretieren, 

Chintzen = Appretieren, 

Debarieren = Färben, 

Eulaniſieren (Mottenſicher machen) 

Gummieren = Imprägnieren, 

Handbemalen mittels Schablone für die Herſtellung einer 
Mehrzahl gleicher Muſter im Gegenſatz zur freien 
Handbemalung = Bedrucken, 

Lederolieren = Imprägnieren, 

Mattieren S Färben oder Appretieren je nach der Stufe 
der Veredlung, 

Reſervieren von Wolle = Imprägnieren, 

Rongalieren = Bedrucken, g 

Schäkern (Wolfen) von Wolle — Karboniſieren, 

Schleifen des Stoffes in der Handſchuhfabrikation 
= Rauhen, 17 

Spannen auf Rahmen in der Handſchuhfabrikation 
— Dekatieren, 

Tippeln (Tinktieren) = Färben, 

Zerſchneiden, ſoweit Gewebe in einer Weiſe zerſchnitten 
werden, wie fie § 12 Abſatz 1 USt DB gemäß ſteuer⸗ 
lich unſchädlich wäre (Wahrung der Weſensart des 
Gegenſtandes), beeinträchtigt das Zerſchneiden die An⸗ 
wendung des Anrechnungsverfahrens nicht. 


dl) Nicht anrechnungsfähige Veredlungs⸗ 
arbeiten 
Die folgenden Bearbeitungsvorgänge gelten nicht als 
anrechnungsfähige Veredlungsarbeiten: 


Atzen in der Spitzen- und Stickerei⸗Induſtrie, 
Bedrucken als Einzelanfertigung (3. B. Kranzſchleifen), 
Beſticken, 1 

Drouſſieren (Tuch⸗ und Kleiderſtoffinduſtrie), 

Kaſchieren von Schuhſtoffen, 

Kleben verſchiedener Stoffe (Handſchuhfabrikation), 
Reißen (Tuch⸗ und Kleiderſtoffinduſtrie), 

Zerſchneiden, z. B. ein Gewebe dem Webmuſter oder 
Druckmuſter gemäß ſchneiden, oder glatte Ware, das iſt 
ungemuſterte oder mit einem durchgehenden Muſter ver⸗ 
ſehene Gewebe, auf die Form der herzuſtellenden Gewebe 
zerſchneiden, auch abpaſſen genannt. Dieſe Vorgänge ſind 
Maßnahmen zur Herſtellung von Gegenſtänden, nicht 
aber zur Veredlung. 


Allgemein gilt das folgende: Das Anrechnungsverfah⸗ 
ren iſt nicht für ſolche Veredlungsarbeiten gegeben, die zwar 
üblicher weiſe von den Veredlungsanſtalten 
vorgenommen werden und zu den Zurichtungs⸗ 
arbeiten, Ausrüſtungsarbeiten und Nach⸗ 
arbeiten gehören, nicht aber im § 56 Abſatz 2 UStd. 
aufgeführt ſind. 

Die Lieferung von Verpackungs material, wie 
Kartons, Etiketten und dergleichen, und eine beſon⸗ 
dere Aufmachung, die über das übliche Verſandfähigmachen 
hinausgeht, gehört nicht zur begünſtigten Veredlung. 


e) Veredlung im Ausland 


Für eine im Ausland vorgenommene Veredlung 
kann eine Anrechnung der gezahlten Veredlungslöhne nicht 
erfolgen. Der gezahlte Veredlungslohn unterliegt auch nicht 
der deutſchen Umſatzſteuer. 


Imprägnieren, 


k) Weitergabe der Veredlungsaufträge 


Eine Veredlungsanſtalt, die einen Veredlungsauftrag 
annimmt, den Auftrag aber ausſchließlich oder zum Teil 
durch einen Dritten ausführen läßt, kann das An⸗ 
rechnungsverfahren für ſich in Anſpruch nehmen und auf 
die eigene Umſatzſteuer 2 v. H. des von ihr an den Dritten 
gezahlten Veredlungslohns anrechnen. 

Beiſpiel: 
Eine Veredlungsanſtalt erhält den Auftrag, eine Rohware 
zu färben. Sie führt den Auftrag nicht I der eigenen 
Färberei aus, ſondern gibt ihn an eine andere Veredlungs⸗ 


anſtalt weiter. Sie bezahlt dafür an die andere Veredlungs⸗ 
anſtalt 1 200 RM und erhält ſelbſt von ihrem Auftraggeber 
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1250 RM. Die Bereblungsanftalt kann von ihrer Umſatzſteuer 
2 v. H. von 1 200 RM = 24 RM kürzen. 


8) Veredlung durch den Unternehmer, der 
auch die Ware liefert 
Ein Unternehmer, der Textileszeugniſſe kauft und von 
dem Lieferer auch veredeln läßt, kan das Anrechnungsver⸗ 
fahren nicht beanſpruchen. 
Beiſpiel: 
Garne werden von einer Spinnerei gekauft. 


— 


Die Spin⸗ 
nerei übernimmt auch das Färben (Veredeln) des Garns. Die 
Koſten für das Färben konnen nicht angerechnet werden. (Urteil 
des Reichsfinanzhofs vom 21. Dezember 1936 — V A 332/86, 
RStl 1937 Seite 326.) 


h) Zurverfügungſtellung unvorſchrifts⸗ 
mäßig veredelter Ware 


Es kommt in jeder Veredlungsanſtalt vor, daß zu ver⸗ 
edelnde Ware unvorſchriftsmäßig ausfällt. Sit dieſe 
Ware für einen Anderen im Werklohn veredelt worden, ſo 
ſtellt der Auftraggeber die unvorſchriftsmäßig veredelte 
Ware der Veredlungsanſtalt zur Verfügung. 

Die gegenſeitige Verrechnung geſchieht in der Weiſe, 
daß die Veredlungsanſtalt dem Auftraggeber den Ver⸗ 
edlungslohn berechnet und daß der Auftraggeber den 
Preis (ſeinen Verkaufspreis) für die veredelte, aber 
verdorbene Ware der Veredlungsanſtalt berechnet. Der 
Auftraggeber und die Veredlungsanſtalt rechnen gegen- 
ſeitig auf. 

Der Auftraggeber kann die Anrechnung des ihm für die 
verdorbene Ware berechneten Veredlungslohns vornehmen. 
Er hat jedoch den Verkaufspreis der verdorbenen Ware, die 
er der Veredlungsanſtalt in Rechnung ſtellt, als Gegen⸗ 
rechnungsgeſchäft zur Umſatzſteuer zu verſteuern. 
Beiſpiel: 

Die Veredlungsanſtalt berechnet dem Auftraggeber 
1000 RM Veredlungslöhne. Die veredelte Ware iſt in der 
Färberei verdorben (3. B. die Ware iſt fleckig geworden). Der 
Auftraggeber ſtellt die Ware der Veredlungsanſtalt zur Ver⸗ 
fügung. Er berechnet ihr ſeinen ſonſt üblichen Verkaufspreis 
für veredelte Ware mit 3000 RM. Die Veredlungsanſtalt 
ſchuldet dem Auftraggeber nach Aufrechnung (1000 RM: 
3000 RM) 2000 RM. Die 2000 NM werden durch andere 
Lohnrechnungen der Veredlungsanſtalt ebenfalls aufgerechnet. 
Der Unternehmer verſteuert als Gegenrechnungsgeſchäft 
3000 RM. Er kann in dieſem Fall zwei vom Hundert der 
1000 RM Veredlungslöhne, die ihm für die verdorbene Ware 
berechnet worden ſind, auf ſeine Umſatzſteuer anrechnen. 

Die Veredlungsanſtalt erhält für ihre Lohnrechnungen von 
1000 RM für die verdorbene Ware und von 2000 RM für 
andere Lohnaufträge, zuſammen 3 000 RM, nicht bares Geld, 
ſondern Ware. Die Ware wird ihr mit 3000 RM angerechnet, 
obwohl ſie — weil verdorben — weniger wert iſt. Die Ver⸗ 
edlungsanſtalt hat deshalb das Gegenrechnungsgeſchäft nicht 
mit 8 000 RM zur Umſatzſteuer zu verſteuern, ſondern nur mit 


dem niedrigeren Wert der verdorbenen Ware — 8 5 Abſatz 2 
USt —. 


9. Ermäßigte Steuer für Eigenveredler oder Ausrüſter⸗ 
Großhändler 


a) Umfang der Steuervergünſtigung 

Die Entlaſtung wird auch durch eine Ermäßigung des 
Steuerſatzes herbeigeführt. Die Umſatzſteuer wird von 
2 v. H. auf 0,5 v. H. ermäßigt. Die Eigenveredler und Aus⸗ 
rüſter⸗Großhändler unterliegen dem ermäßigten Steuerſatz. 
Das find Unternehmer, die die Ware nicht ſelbſt her⸗ 
ſtellen, ſondern gekaufte oder eingeführte Garne, 
Zwirne oder Gewebe aller Art ſelbſt veredeln oder durch 
einen Anderen im Werklohn veredeln laſſen und die Ware 
im Großhandel weiter verkaufen — 857 Abſatz 1 USt DB —. 


b) Vorausſetzung der Steuervergünſtigung 
Die Steuerermäßigung gilt zum Unterſchied 
vom Anrechnungsver fahren nur für Garne, 
Zwirne und Gewebe aller Art. Beſtimmte Roh⸗ 
ſtoffarten find nicht vorgeſchrieben. Wirkſtoffe, 
trickwaren und Wirkwaren fallen nicht unter 
die Vergünſtigung. Der Begriff „Gewebe“ iſt nicht anders 
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auszulegen als 8 55 USED gemäß — Verbindung von 
Einzelhandel mik Fabrikation — ſiehe Abſchnitt b. 
o etis nierte Waren ſind daher nicht als 
Gewebe anzuſehen. Dieſe üübereinctimmende Behandlung iſt 
im Fall des 8 57 USt — Eigenveredler und Ausrüſter⸗ 
Großhändler — für den Unternehmer un günſtig, weil ſie 
die Anwendung des ermäßigten Steuerſatzes ausſchließt, im 
Fall des § 55 NSEDB günftig,; weil die Erhebung der 
Zuſatzſteuer entfällt. 

Die Einfuhr aus dem Ausland iſt dem Er⸗ 
werb im Inland gaeichgeſtellt, weil die Einfuhr der 
Ausgleichſteuer § 1 Ziffer 3 UStG gemäß unterliegt. 


c) Zuläſſige Veredlungsarbeiten 

Eine andere als die § 56 Abſatz 2 USt DB gemäß 
aufgeführte Veredlungsarbei“ chließt eine Anwendung des 
ermäßigten Steuerſatzes aus. Sie macht die Lieferung 
nach den Steuerſätzen des 8 7 USt ſteuerpflichtig. 

Die Ausführungen in den Abſchnitten 8e und d über 
Veredlungsarbeiten gelten deshalb auch hier. 

Die folgenden Arbeiten können außer den Veredlungs⸗ 
arbeiten, die im § 56 Abſatz 2 UStDu bezeichnet find, als 
zuläſſig an sefeben werden: 

Abſchneiden und Beketteln von Räufer- 
ftoffen, die in Rollen von einem anderen Untern Inner 
bezogen werden. Soweit davon Teilſtücke je nach der 
gemünſchten Länge abgeſchnitten werden, und dieſe vor 
der Weiterlieferung lediglich bekettelt werden, iſt beim 
Vorliegen der anderen Vorausſetungen der ermäßigte 
Steuerſatz anwendbar. Läuferſtoff iſt Gewebe. Das 
Beketteln ift als Säumen anzuſehen. 

Werden Gewebe abgepaßt oder in Formen 
geſchnitten, ſo iſt die Vergünſtigung zu verſagen 
(ſiehe Abſchnitt 8 d). 5 

Das Bedrucken von Flaggentüchern (Tiſch⸗ 
tüchern) und das Säumen an den beiden Breitſeiten 
ſchließt beim Vorliegen der anderen Vorausſetzungen 
die Vergünſtigung nicht aus. 


d) Die Steuervergünſtigung aus ; 
ſchließende Arbeiten 

Der ermäßigte Steuerſatz iſt in den folgenden Fällen 
nicht anwendbar: 

Flaggentücher (Tiſchtücher), die neben der im Ab⸗ 
ſchnitt 96 geſchilderten Art und Weiſe noch mit 
Franſen verſehen werden, oder bei denen noch 
eine andere Bearbeitung vorgenommen wird, z. B. 
Stricke eingezogen werden; \ 8 

Stores (Meterware), die vom Stück abgeſchnitten 
werden und an die Litzen und Ringbänder an; 
gebracht werden; 8 

Gebrouchsgegenſtände „3. B. Taſchentücher, Kinder 
lätzchen, Waſchlichgarnin ren), die vor gezeichnet 
werden. Dieſe Gegenſtände find nicht Gewebe 8 57 Ab⸗ 
ſatz 1 USt gemäß; R 

Läufer/.offe, die vom Stück abgeſchnilten werden 
und in den Räumen des Käufers verlegt werden. 
een ein reines Zwiſckenhandelsgeſchäft nicht mehr 
gegeben; 

Läuferſtoffe, die vom Stück abgeſchnitten und mit 
Band eingefaßt werden; 

Das Anbringen von Garbenbandholz an 
Jutegarne, die gefärbt und auf beſtimmte Länge zu 
Garbenbändern geſchnitten werden; 

Zwirnfäden, die aus gekauften und in eige- 
ner Spinnerei hergeſtellten Garnen gefertigt 
werden; 

Stopfgarne, die aus Rohgarn veredelt, aber zu 
Packungen zuſammengeſtellt werden, die als Ganzes ge 
handelt werden, z. B. in abacſtuften Farbtönungen. Oder 
es werden Behöltniſſe benützt, die nach Art und Aus⸗ 
ſtaltung mehr als eine hidelsübliche Verpackung dar⸗ 
ſtellen, z B. mit Nadelkiſſen ausgeſtattete Doſen. 

Ob eine andere Bearbeitung oder Verarbeitung ge. 
geben iſt, wird in Anlehnung an § 12 Abſatz 1 USt DV 
(Wahrung der Weſensart des Gegenſtandes) zu entſcheiden 
fein. 


20. Januar 1940 


10. Zusammentreffen der Steuervergünſtigungen 8 56 und 
§ 57 USt gemäß; 

5 Ein Unternehmer, der eine zuläſſige Veredlung durch 
einen Anderen im Werklohn ausführen läßt und den Gegen⸗ 
ſtand im Großhandel umſetzt, kann für die von ihm gezahl⸗ 
ten Veredlungslöhne das Anrechnungsverfahren und außer⸗ 
dem den ermäßigten Steuerſatz von 0,5 v. H. in Anſpruch 
nehmen — 8 57 Abſatz 2 USt DB —. 

1 ermäßigte Steuerſatz kann der Beſteuerung dann 
nicht zugrunde gelegt werden, wenn die Veredlung im 
Ausland geſchieht. Das Anrechnungsverfahren entfällt. 


11. Buchnachweis 
4 Unternehmer haben die Vorgänge, die die zuſätz⸗ 
liche Beſteuerung oder die Entlaſtung begründen, buch⸗ 
mäßig nachzuweiſen. 
a) Spinnwebereien 

Die Spinnwebereien haben den Übergang der Garne 
von der Spinnerei in die Weberei nach Art und Menge 
buchmäßig nachzuweiſen. Der Nachweis iſt zu führen ſowohl 
bei ſelbſthergeſtellten und ſelbſtverwebten Garnen als auch 
bei Beteiligung von Lohnſpinnern und Lohnwebern, die im 
e für den Unternehmer im Werklohn ſpinnen oder 
weben. 
Ein Unternehmer, der die Zuſatzſteuer nach den eigenen 
Feige der Garne berechnet, hat au ch die Her⸗ 
ſtellungskoſten buchmäßig nachzuweiſen — § 54 Ab⸗ 
fa 4 USt DB —. 


b) Lieferung ſelbſthergeſtellter Garne und 
Gewebe im Einzelhandel 
Die Lieferungen von Garnen und Geweben aller Art, 
die der zuſätzlichen Steuer unterliegen, ſind nach Art und 
Menge nachzuweiſen, ebenſo das dafür vereinnahmte 
(vereinbarte) Entgelt — 8 55 Abſatz 4 USt DB —. 


c) Anrechnungsverfahren 

Der Name des Veredlers und das an ihn gezahlte 
Entgelt find buchmäßig nachzuweiſen. Der Steuerbetrag, 
um den die geſchuldete Steuer gekürzt iſt, iſt in der Vor⸗ 
anmeldung (Steuererklärung) beſonders anzugeben — $ 56 
Abſatz 3 UStDdB —. 


d) Ermäßigung der Steuer für Eigen- 
veredler und Ausrüſter⸗ Großhändler 

Es ſind buchmäßig nachzuweiſen: 

1. die erworbenen und weitergelieferten Gegenſtände nach 
der handelsüblichen Bezeichnung und nach 
der Menge, 

2. der Lieferer, der Abnehmer, Tag und Ort 
der Lieferung an den Unternehmer, Tag und Ort 
der Weiterlieferung, das Entgelt und bei 
vereinnahmten Entgelten der Tag der Verein; 
nahmung. 

Der Unternehmer hat in der Voranmeldung (Steuer- 
erklärung) zu verſichern, daß eine weitere Bearbeitung 
oder Verarbeitung nicht ſtattgefunden hat — $ 57 Ab- 
ſatz 2 USt DB —. 


e) Erleichterter Buchnachweis 

Das Finanzamt iſt berechtigt, ſteuerlich zuverläſſi⸗ 
gen Unternehmern im einzelnen Fall wegen beſonderer 
wirtſchaftlicher Verhältniſſe Er lei ch terungen von den 
Rae e zu gewähren — 8 14 Abſatz 5 


12. Mindeſtgrenze für die Erhebung der Zuſatzſteuer und 

für die Anwendung des Anrechnungsverfahrens 

Die zuſätzliche Beſteuerung (Spinnweberei und Ver⸗ 
bindung von Fabrikation mit Einzelhandel) und das An- 
rechnungsverfahren ſind nur anzuwenden auf Unternehmer, 
deren Geſamtumſatz im letzten vorangegangenen Kalender; 
jahr 75 000 RM überſtiegen hat. 

Der ermäßigte Steuer ſatz bei Eigenver ⸗ 
edlern kann auch bei niedrigerem Umſatz an⸗ 
gewendet werden — § 58 USt dB —. 


ı 


Einfchränkung der mündlichen Verhandlungen vor dem 
Reichsfinanzhof 

§ 294 Abſatz 1 der Reichsabgabenordnung gemäß iſt über die 
Rechtsbeſchwerde mündlich zu verhandeln, wenn es ein Be⸗ 
teiligter beantragt oder wenn es der Vorſitzende 
des Senats oder der Senat für angemeſſen hält. Der 
Reichsfinanzhof kann aber auch dann, wenn mündliche Verhand⸗ 
lung beantragt worden iſt, zunächſt ohne mündliche Ver⸗ 
handlung entſcheiden (§ 294 Abſatz 2 Satz 1 der Reichsabgaben⸗ 
ordnung). Es ergeht in dieſem Fall ein ſogenannter Vor⸗ 
beſcheid, das heißt: ein Beſcheid, der (anders als ein Urteil) 
die Rechtsſtufe (die Inſtanz) zunächſt noch nicht abſchließt. 
Der Vorbeſcheid wird zum Urteil, wenn nicht binnen zwei 
Wochen ſeit Zuſtellung des Vorbeſcheids ein Beteiligter An⸗ 
beraumung der mündlichen Verhandlung beantragt ($ 294 Abſatz 2 
Satz 2 der Reichsabgabenordnung). 

Dieſe bisher geltende Regelung war dadurch gekennzeichnet, 
daß jedem Antrag auf mündliche Verhandlung, der von einem 
Beteiligten binnen zwei Wochen geſtellt wurde, entſprochen 
werden mußte. Eine Anderung iſt durch eine Verordnung 
vom 10. Januar 1940 (RG Bl I S. 48), die zur Durchführung des 
§ 294 der Reichsabgabenordnung ergangen iſt, herbeigeführt 
worden. 

Durch die Verordnung vom 10. Januar 1940 iſt für Anträge, 
durch die gegenüber einem vom Reichsfinanzhof erlaſſenen Vor⸗ 
beſcheid die Anberaumung der mündlichen Verhandlung beantragt 
wird, Begründungszwang eingeführt worden. Der An⸗ 
tragſteller muß den Antrag auf Anberaumung der mündlichen 
Verhandlung ſchriftlich begründen. In der Begründung 
iſt anzugeben, weshalb der Antragſteller ann immt, daß die 
mündliche Verhandlung zu einer Anderung des Vor⸗ 
beſcheids führen werde. 

Die Begründung iſt innerhalb eines Monats beim Reichs⸗ 


finanzhof einzureichen. Die Friſt beginnt mit der Bekanntgabe 


des Vorbeſcheids. Es laufen alſo von der Bekanntgabe des Vor⸗ 
beſcheids ab zwei Friſten, eine zweiwöchige Friſt für den 
Antrag auf Anberaumung der mündlichen Verhandlung und eine 
einmonatige Friſt für die Begründung des Antrags. 

Hat der Antragſteller den Antrag auf Anberaumung der 
mündlichen Verhandlung ordnungsmäßig, insbeſondere rechtzeitig, 
begründet, ſo hat der Reichsfinanzhof zu prüfen, ob zu er⸗ 
warten iſt, daß die mündliche Verhandlung zu einer Anderung 
der Entſcheidung führen wird, die ohne mündliche Verhandlung 
ergangen iſt. Wird dieſe Frage durch einſtimmigen Gerichts⸗ 
beſchluß verneint, ſo iſt die Anberaumung der mündlichen 
Verhandlung ohne Angabe von Gründen a bzulehnen. Tr. 


fieine Begrenzung des firiegszufchlags zur Einkommen- 
ſteuer im erſten Erhebungs zeitraum 


8 8 Abſatz 1 der Kriegswirtſchaftsverordnung (KW) gemäß 
beträgt der Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer 50 v. H. der 
Einkommenſteuer für den Erhebungszeitraum. Iſt ein Er⸗ 
hebungszeitraum kürzer als das Kalenderjahr, ſo beträgt der 
Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer für jeden Kalendermonat, der 
im Erhebungszeitraum endet, ein Zwölftel des Jahresbetrags. 
Hinweis auf $ 2 der Erſten EZ DB. 

8 8 Abſatz 2 KWV gemäß darf der Kriegszuſchlag zur Ein⸗ 
kommenſteuer nicht mehr als 15 b. H. des Einkommens be⸗ 
tragen, die Einkommenſteuer und der Kriegszuſchlag zur Ein⸗ 
kommenſteuer dürfen zuſammen nicht mehr als 65 v. H. des 
Einkommens betragen. Dieſe Begrenzungsvor⸗ 
ſchriften haben für den erſten Erhebungszeit⸗ 
raum, d. h. für die Zeit vom 4. September bis 81. Dezember 
1939 keine praktiſche Bedeutung. Hinweis auf Ab⸗ 
ſchnitt 4 des Aufſatzes über Zweifelsfragen beim Kriegszuſchlag 
zur Einkommenſteuer in Nr. 44 der Deutſchen Steuer⸗Zeitung 1939. 

In dem Rdd⸗Erlaß vom 8. Januar 1940 (8 2907 — 88 III), 
abgedruckt im RStBl 1940 S. 9, wird die gleiche Auffaſſung ver⸗ 
treten. Der Erlaß führt aus, der Zweck der Begrenzungsvor⸗ 
ſchriften im § 3 Abſatz 2 KWV fei, Härten zu vermeiden, die 
durch eine übermäßige Belaſtung des Einkommens entſtehen 
können. 8 2 der Erſten EZ D gemäß jet der Kriegszuſchlag zur 
Einkommenſteuer für 1989 nur in Höhe von vier 8 w ölfteln 


en ſt⸗ Nachrichten 


mieden werden. 


zu erheben. Bei dieſer Höhe des Kriegszuſchlags zur Einkommen⸗ 
ſteuer könnten die Härten, die § 8 Abſatz 2 KWV verhindern wolle, 
von vornherein nicht entſtehen. Der Kriegszuſchlag zur Ein⸗ 
kommenſteuer für 1939 könne im Höchſtfall nur vier Zwölftel 
der Hälfte von 55 v. H. des Einkommens, alſo 


odd u | 
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des Einkommens betragen. Die Begrenzung des 
Kriegszuſchlags zur Einkommenſteuer auf 
15 b. H. des Einkommens könne alſo für den erſten Er⸗ 
hebungszeitraum nicht praktiſch werden. Durch die Einkommen⸗ 
ſteuer und den Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer ergebe ſich 
als höchſtmögliche Belaſtung ein Geſamtſteuer⸗ 
ſatz von 64,16 v. H. des Einkommens. Die Höchſt⸗ 
grenze von 65 v. H. des Einkommens werde für den erſten Er⸗ 
hebungszeitraum nicht erreicht. 0. 


Übertragung ftiller Rücklagen auf krſatzbeſchaffungen in der 
ſand- und Forſtwirtſchaft 

Der Runderlaß des Reichsminiſters der Finanzen vom 
28. Juli 1938 8 2141 — 70 III (R StBl 1938 S. 721) bringt im 
Abſchnitt IV Steuerbegünſtigungen bei der Veräußerung eines 
land- und forſtwirtſchaftlichen Betriebs oder Teilbetriebs. Der 
Veräußerungsgewinn ($ 14 und $ 34 Abſatz 2 Ziffer 2 EStG) iſt 
in den Fällen, in denen die Veräußerung auf behördliche 
Veranlaſſung vorgenommen wird, nur mit 10 vom Hundert, 
bei Ledigen mit 12 vom Hundert zu verſteuern. Ein Zwang kann 
dabei ſchon angenommen werden, wenn der Steuerpflichtige nach) 
den Umſtänden des Falls der Anſicht ſein konnte, daß er im Fall 
der Verweigerung des Verkaufs ein behördliches Enteignungs⸗ 
verfahren zu erwarten hätte. 

Abſchnitt V des oben bezeichneten Runderlaſſes bringt die 
gleiche Vergünſtigung für Waldverkäufe, die unter dem 
Zwang eines drohenden Enteignungdber. 
fahrens vorgenommen werden. Es handelt ſich dann um 
eine außerordentliche Waldnutzung (8 34 Abſatz 3 
EStch), auf die der Steuerſatz von 10 vom Hundert, bei Lebigen: 
von 12 vom Hundert anzuwenden iſt. AUCH 

Es find Zweifel darüber entſtanden, ob dieſe Steuervergünſti⸗ 
gungen es ausſchließen, die Grun dſätze über die ſteuer 0 
liche Behandlung der Brandentfhädigung (Hm 
weis auf VR für 1937 B VII) in den Fällen anzuwenden, in 
denen Land⸗ und Forſtwirte ſich für den veräußerten Beſitz 
Erſatz beſchaffen. Diele Bedeutung lommt den Anordnungen 
nicht zu. Land» und Forſtwirte, die ihren Betrieb oder einen 
Betriebsteil auf behördliche Veranlaſſung, z. B. an die Heeres⸗ 
verwaltung, veräußern und fi) Erſatz dafür beſchaffen, können 
die ſtillen Rücklagen, die in dem veräußerten Wirtſchaftsgut ent⸗ 
halten ſind, auf das Erſatzwirtſchaftsgut übertragen. Das hat 
auch der Reichsfinanzhof in einem Urteil vom 18. Oktober 1939 
VI 774/38, das demnächſt im Reichsſteuerblatt veröffentlicht wird. 
ausgeſprochen. 2 

Der Runderlaß vom 23. Juli 1988 iſt in den Fällen anzu⸗ 
wenden, in denen eine Erſatzbeſchaffung nicht ſtattfindet. Das 
gleiche gilt in den Fällen, in denen die Entſchädigung für den ver⸗ 
äußerten oder enteigneten Betrieb oder Betriebsteil nur teil⸗ 
weiſe zur Erſatzbeſchaffung verwendet wird. Der Gewinn iſt 
inſoweit, als Erſatz nicht beſchafft wird, mit den oben be⸗ 
zeichneten Steuerſätzen heranzuziehen. Stg. 


Bemefjung gemeindlicher Gebühren und Beiträge 


Die Gemeinden ſind angewieſen, dort, wo Gebühren und Bei⸗ 
träge (3. B. für Kanalbenutzung, Müllabfuhr, Straßenreinigung) 
nach dem Maßſtab der bisherigen Landesgrundſteuer 
(in Preußen: dem Gebäudeſteuernutzungswert) erhoben worden 
find, dieſe Bemeſſungsgrundlage — ebenſo wie für 1939“) auch 
im Rechnungsjahr 1940 weiterzuverwenden. Es ſollen dadurch 
während der Kriegszeit Belaſtungsverſchiebungen mögt 

00 


0 8 Hinweis auf die Eildienſt⸗Nachrichten in Nr. 22 der DStg 
1939. 


Geld, Kredit und öllentliche Finanzen 

Steuergutſcheinkurſe nach dem Stand vom 16. Januar 1940. 
Steuergutſcheine I: Dezember 1939 und Januar 1940 
99,82½; Februar 99,72¼;; März, April und Mai 99,57 /. — 
Steuergutſcheine II: Juni 1942 98 ½; Juli 97; Auguſt 
978; September 97; Oktober und November 96%. 


Ausgabe oſtmärkiſcher Pfandbriefe. 35 Millionen Reichsmark 
Pfandbriefe mit einer Verzinſung bon 4% vom Hundert und 
20 Millionen Reichsmark Kommunalobligationen mit einer Ver⸗ 
zinſung von 4½ vom Hundert, die von der Pfandbriefſtelle 
Oſtmärkiſcher Landes⸗Hypothekenanſtalten aus⸗ 
gegeben werden, ſind an der Vörſe in Wien und an der Börſe in 
Berlin zugelaſſen worden. Es iſt die erſte Emiſſion der gemein⸗ 
ſamen Emiſſionsſtelle der Oſtmärkiſchen öffentlich⸗rechtlichen Real⸗ 
kreditinſtitute. 


40 Milllonen Reichsmark Anleihe der Brabag. Die Braun⸗ 
kohle⸗Benzin⸗Aktiengeſellſchaft hat eine Anleihe bon 40 Millionen 
Reichsmark aufgelegt. Die Anleihe wird zum Nennbetrag aus⸗ 
gegeben und mit 5 vom Hundert verzinſt. Die Rückzahlung er⸗ 
folgt zu 101 vom Hundert. Die Laufzeit der Anleihe beträgt 
fünfzehn Jahre. 


Neuorganiſatlon des Bankgewerbes im Protektorat. Das 
Bankgewerbe im Protektorat iſt im „Zentralverband 
der Bankgewerbe für Böhmen und Mähren“ in 
Prag einheitlich zuſammengefa zt worden. Der Zentral⸗ 
schaft iſt eine Fachorganiſation mit Zwangsmitglied⸗ 

aft. 

Konkurſe und Vergleichsverfahren im dritten Vierteljahr 1930. 
Es ergibt ſich das folgende Bild: 


Konkurſe Vergleichs⸗ 

eröffnet“) berfahren 
Zweites Vierteljahr 1939 338 41 
Drittes Vierteljahr 1939. 269 26. 


*) Nach den Veröffentlichungen im Reichsanzeiger. 
Nach den Zählkarten der Amtsgerichte wurden im dritten Viertel⸗ 
jahr 1939 insgeſamt 507 Konkursanträge geſtellt. Die Zahl der 
mangels Maſſe abgelehnten en betrug 261, das ſind 
51,5 v. H. der Geſamtzahl der im dritten ferteſahr 1939 geſtell⸗ 
ten Konkursanträge. 


Vieciohzesnt 


Leitung der Kriegswirtſchaft durch Generalfeldmarſchall 
Göring. Generalfeldmarſchall Göring hat die Leitung der ge⸗ 
ſamten Kriegswirtſchaft ſelbſt übernommen. Damit iſt die bis⸗ 
herige Dienſtſtelle „Generalbevollmächtigter für die Kriegswirt⸗ 
ſchaft“ hinfällig geworden. Alle in die Kriegswirtſchaft eingeſchal⸗ 
telen oberſten Reichsbehörden ſind in einem Generalrat zu⸗ 
ſammengefaßt, der dem Generalfeldmarſchall zur Seite ſteht, und 
der wöchentlich einmal unter dem Vorſitz des Generalfeldmarſchalls 
oder ſeines Vertreters, Staatsſekretär Körner, tagt. Dem General⸗ 
rat gehören an: die Staatsſekretäre des Beauftragten für den 
Vierjahresplan, des Reichswirtſchaftsminiſteriums, des Reichs⸗ 
miniſteriums für Ernährung und Landwirtſchaft, des Reichsver⸗ 
kehrsminiſteriums, des Reichsarbeitsminiſteriums, des Reichs⸗ 
finanzminiſteriums und des Reichsinnenminiſteriums, der Preis⸗ 
kommiſſar, ein Vertreter des Oberkommandos der Wehrmacht, ein 
5 des Stellvertreters des Führers und der Reichsforſt⸗ 
meiſter. 


Verlängerung des Schutzes der ſudetendeutſchen Wirtſchaft. 
Im Reichsgeſetzblatt Teil I Nr. 258 vom 29. Dezember 1939 tit 
eine Vierte Verordnung zum Schutz der ſudetendeutſchen Wirt⸗ 
ſchaft veröffentlicht. Danach iſt die Geltungsdauer der Verord⸗ 
nung zum Schutz der ſudetendeutſchen Wirtſchaft vom 15. Oltober 
1938 für den Geſchäftsbereich des Reichswirtſchaftsminiſters und 
des Reichsminiſters für Volksaufklärung und Propaganda bis 
zum 30. Juni 1940 verlängert worden. 


Ausführungsbeſtimmungen zu der Verordnung über die 
Typenbegrenzung in der Kraftfahrzeuginduſtrie. Der General⸗ 
bevollmächtigte für das Kraftfahrweſen hat Ausführungsbeſtim⸗ 
mungen zu der Verordnung über die Typenbegrenzung in der 
Kraftfahrzeuginduſtrie vom 2. März 1939 erlaſſen. Danach ſind 
die Stichtage über die Herſtellung beſtimmter Kraftfahrzeug⸗ 
tyven aufgehoben worden. Die Stichtage werden auf einen 
ſpäteren Zeitpunkt verlegt. Die Ausführungsbeſtimmungen ſind 
im Reichsanzeiger Nr. 303 vom 28. Dezember 1939 veröffentlicht. 


Wirtſchaftlicher Beobachter 


Errichtungsverbot für Zementanlagen verlängert. Der 
Reichswirtſchaftsminiſter hat durch Anordnung vom 27. Dezem⸗ 
ber 1939 die Geltungsdauer der Anordnung über die Errichtung 
bon Anlagen zur Herſtellung von Zement bom 29. Februar 1936 
bis 31. Dezember 1940 verlängert. Die Anordnung iſt im Reichs⸗ 
anzeiger Nr. 302 vom 17. Dezember 1939 veröffentlicht. 


Regelung der Preiſe und Handelsſpannen für Landmaſchinen 
und landwirtſchaftliche Geräte. Der Reichskommiſſar für die 
Preisbildung hat am 23. Dezember 1939 eine Verordnung zur 
Ergänzung der Dritten Verordnung über die Regelung der Preiſe 
und Handelsſpannen im Geſchäftsverkehr mit Landmaſchinen und 
landwirtſchaftlichen Geräten erlaſſen. Danach ſind die Handels⸗ 
ſpannen, Proviſionen und Zahlungs⸗ und Lieferbedingungen im 
Geſchäftsverkehr mit Landmaſchinen und landwirtſchaftlichen 
Geräten feſtgelegt worden. Die Verordnung regelt auch den 
Handel und die Inzahlungnahme von gebrauchten Land⸗ 
maſchinen und Geräten. Die Verordnung iſt im Reichsgeſetzblatt 
Teil I Nr. 258 vom 29. Dezember 1939 veröffentlicht. 


Aufträge auf Lieferung von legiertem Eiſen und Stahl. Die 
Reichsſtelle für Eiſen und Stahl hat eine Anordnung Nr. 45 er⸗ 
laſſen. Danach haben die eiſen verarbeitenden, Betriebe Auf⸗ 
träge auf Lieferung von legiertem Eiſenmaterial und Stahl⸗ 
material mit der Angabe zu verſehen, welche Exzeugniſſe aus dem 
beſtellten Material hergeſtellt werden ſollen. Das bezogene 
Material darf nur zu dem im Auftrag angegebenen Zweck ber⸗ 
wendet werden. Die Anordnung iſt im Reichzanzeiger Nr. 2 bom 
3. Januar 1940 veröffentlicht. 


heelcelut 


Gewaltige Zunahme der Zahl der Rundfunkhörer. In den 
erſten drei Kriegsmonaten hat die Zahl der Rundfunkhörer um 
etwa 758 000 zugenommen. Das iſt die bisher größte Zunahme 
innerhalb drei Monaten. Am 1. Dezember 1939 waren im Groß⸗ 
deutſchen Reich einſchließlich der bisherigen Freien Stadt Danzig 
und ohne die rückgegliederten Oſtgebiete 18 485 301 Rundfunk⸗ 
hörer vorhanden. 


Arbeit und Soziales 

Eheſtandsdarlehen im dritten Vierteljahr 1939. Im dritten 
Vierteljahr 1939 wurden im Altreich 73 725 Gheſtands⸗ 
darlehen ausgezahlt. In 80 486 Fällen wurden Er⸗ 
laſſe von Darlehnteilen für lebendgeborene 
Kinder gewährt. Die Zahl der ausgezahlten Ehe⸗ 
ſtandsdarlehen war gegenüber dem dritten Vierteljahr 1938 
um 6638 größer. Die Zahl der Geburten aus Ehen, 
die mit Eheſtandsdarlehen geſchloſſen worden waren, nimmt 
weiterhin ſtändig zu; fie war um 117714 größer 
als im dritten Vierteljahr 1938. — In der Oſtmark wurden 
im dritten Vierteljahr 1939 7684 Eheſtandsdarlehen ausgezahlt 
und 3 308 Darlehnserlaſſe gewährt. — Im Sudetenland 
betrug die Zahl der gewährten Eheſtandsdarlehen im gleichen 
Zeitraum 3 168, die Zahl der Darlehnserlaſſe 799. — Es ergibt 
ſich das folgende Bild: 
Erlaſſe von Dar 


Ausgozahlte Ehe⸗ lehubeträgen für 

ſtandsdarlehen lebendgeborene 
Hinder 
Juli 1939 27 582 27 178 
Auguſt 1933929 26 784 27 924 

September 19999 19 359*) 25 354*) 

Drittes Viertelj. 1939 (Altreich) 73 725 80 486 
Oſtmark RE RE 7 684 3308 
Sudetenland 8 168 799 
Insgeſamt . 84 577 84 593. 


„) Die Abnahme im September 1939 iſt nicht auf eine Ver⸗ 
minderung der Zahl der Eheſchließungen und der Zahl der 
Geburten, ſondern auf Verzögerungen in der Bearbeitung 
der Anträge durch die Einberufung vieler Finanzbeamter 
zur Wehrmacht zurückzuführen. 


Von Anguſt 1933 bis Ende September 1939 ſind in Großdeutſch⸗ 
land insgeſamt 1372 788 Eheſtandsdarlehen zur Auszahlung ge⸗ 
kommen. Die Geſamtzahl der für lebendgeborene Kinder gewähr⸗ 
1 200 von Darlehutellen beträgt bis Ende September 1939 


